
1. Depotinhaber (ggf. Minderjähriger)

Nachname

Vorname(n)

Geburtsort                  Geburtsdatum

Geburtsname

Straße, Hausnr.

Postleitzahl   Ort

Land   Telefon

E-Mail

2. Depotinhaber

Nachname

Vorname(n)

Geburtsort                  Geburtsdatum

Geburtsname

Straße, Hausnr.

Postleitzahl   Ort

Land   Telefon

E-Mail

Frau       Herr     Dr.   Prof. Frau       Herr     Dr.   Prof.

Ort                  Datum

Ort                  Datum

Unterschrift 1. Depotinhaber (ggf. 1. gesetzlicher Vertreter)

Unterschrift 2. Depotinhaber (ggf. 2. gesetzlicher Vertreter)

1. Vor dem Kauf von Fondsanteilen informiere ich mich umfassend. Hierzu stellen mir die Herausgeber der jeweiligen Investmentfonds die aktuellen 
Verkaufsprospekte und Rechenschaftsberichte zur Verfügung, die ich lese und deren veröffentlichte Informationen ich umfassend prüfe.

2. Keine Anlage ist ohne Risiko. Verschiedene Einfl üsse können dazu führen, dass es während der Laufzeit zu Kursrückgängen kommt. Darüber 
hinaus besteht bei Auslandsinvestitionen und solchen in fremder Währung ein Währungsrisiko. Beide Risiken zusammengenommen können zum 
Verlust des eingesetzten Kapitals führen. Angaben zur bisherigen Wertentwicklung erlauben keine Prognosen für die Zukunft.

3. Ich bestätige eine auf Kauf von Investmentfonds ausgerichtete hohe Risikobereitschaft und eine langfristige Ausrichtung meiner Kapitalanlage mit 
entsprechenden Liquiditätseinschränkungen. Mir ist bekannt, dass in Zeiten einer negativen Börsenentwicklung der Verkauf von Fondsanteilen 
ggf. unzweckmäßig ist und hierdurch möglicherweise Kursverluste entstehen.

4. Ich verfüge über genügend Erfahrung in Wertpapiergeschäften. Meine Vermögensverhältnisse lassen Investitionen in Investmentfonds, die mein 
Kapital ggf. langfristig binden, zu. Ausreichende liquide Anlagen stehen mir jederzeit zur Verfügung.

5. Rabatte werden nur auf Provisionen gewährt, die AVL bereits erhalten hat und für die AVL einen Rabatt eingeräumt hat. Voraussetzung dafür ist, 
dass zum Zeitpunkt der Abrechnung des Rabatts der dazugehörige Vertrag über AVL geschlüsselt ist.

6. Der maximal mögliche Rabatt auf den Ausgabeaufschlag kann ausschließlich beim Kauf von Fondsanteilen über die Kapitalanlagegesellschaft 
gewährt werden. Zusätzlich gelten folgende Einschränkungen für die genannten Anbieter:

► bank zweiplus: Gewährung max. Rabatts bei Einreichung der Order mit von AVL bereitgestellten Formularen per Fax oder Brief
► comdirect bank: Gewährung max. Rabatts bei Fondssparplänen, mit Einreichung der von AVL bereitgestellten Formulare per Fax oder Brief
► Capital Bank: Gewährung max. Rabatts bei Einreichung der Order über AVL mit den von AVL bereitgestellten Formularen per Fax oder Brief 
► Cortal Consors: Gewährung max. Rabatts bei Fondssparplänen, mit Einreichung der von AVL bereitgestellten Formulare per Fax oder Brief

7. Da AVL keinen Einfl uß auf Änderungen des maximal möglichen Rabatts auf Provisionen hat, kann AVL jederzeit die Höhe gewährter Rabatte 
auf Provisionen anpassen. Die zum Zeitpunkt des Kaufs von Fondsanteilen gültigen Rabatte entnehmen Sie unmittelbar vor dem Kauf unserer 
Internetseite www.avl-investmentfonds.de.

8. Aufgrund des Rabatts auf den Ausgabeaufschlag von Investmentfonds nutze ich AVL lediglich als Vermittler. Ich verzichte auf Beratung durch AVL. 
Mir ist bekannt, dass ich eine Beratung in Anspruch nehmen könnte, wünsche diese jedoch ausdrücklich nicht.

9. Ich stelle AVL und alle jemals bei AVL beschäftigten Mitarbeiter von jeglicher Beraterhaftung frei.

10. Sollte eine der vorstehenden Bedingungen unwirksam sein, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bedingungen dadurch nicht berührt. Die unwirk-
same Geschäftsbedingung ist durch eine ihrem wirtschaftlichen und rechtlichen Inhalt am nächsten kommende Geschäftsbedingung zu ersetzen. 
Entsprechendes gilt bei einer Regelungslücke.

Formular
Discountvereinbarung
Verzicht auf Beratung / Haftungsfreistellung

Stand: 10.07.2013
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A V L  F I N A N Z V E R M I T T L U N G
Poststraße 15/1
71384 Weinstadt
E-Mail
Internet

Telefon +49 (0)7151 604 59 30
Telefax +49 (0)7151 604 59 399
info@avl-investmentfonds.de
www.avl-investmentfonds.de



Personenbezogene Daten (lt. gültigem Ausweis)
personal data (according to valid passport or identity card)

       Frau       Herr     Dr.   Prof.

Nachname  family name

Vorname(n)  fi rst name

Geburtsname (falls abweichend)  birth name

       Personalausweis  ID-card          Reisepass  passport

Straße, Hausnr.  street, number

Postleitzahl   zip-code  Ort  city

Land  country

Datum  date

Ausstellungsort (Legitimierende Stelle)  place of issue Stempel der legitimierenden Stelle und Unterschrift des Legitimierenden
sign of certifi cating offi ce and signature of issuer

Formular
Legitimation für im Ausland lebende Personen
Certifi cate of identity for persons living abroad
Hinweise: Im Original per Post an AVL Finanzvermittlung.
Nicht erforderlich, falls Identität über anderes Verfahren (z. B. Post-Ident) geprüft wird.
Notes: Please fi ll out and return this form directly to AVL Finanzvermittlung.
Unnecessary, if identity is checked via another way (e.g. Post-Ident).

Ausweisdaten (Zutreffendes bitte ankreuzen)
particulars (please check applicable box)

Ausweis-Nummer  ID-card or passport no.

Geburtsort  place of birth              Geburtsdatum  date of birth

Nationalität  citizenship               Ausstellungsdatum  d.o.issue

Ausstellende Behörde  offi ce of issue

Ausstellungsort  place of issue

Eigenhändige Unterschrift  personal signature

Legitimation
legitimation

Mögliche legitimierende Stelle  possible proving offi ce
• Kreditinstitut oder  commercial bank or
• Rechtsanwalt oder  advocate or 
• Notar oder  notary or
• Wirtschaftsprüfer oder  certifi ed accountant or
• Steuerberater  tax accountant

Identifi kationsvermerk  note to the proof of identity

Die Identifi kation wurde durchgeführt und der Antragsteller war persönlich anwesend.  The proposer was personal present during the identifi cation procedure.

AVL Finanzvermittlung
Postfach 1135
71384 Weinstadt
GERMANY

A V L  F I N A N Z V E R M I T T L U N G
Poststraße 15/1
71384 Weinstadt
E-Mail
Internet

Telefon +49 (0)7151 604 59 30
Telefax +49 (0)7151 604 59 399
info@avl-investmentfonds.de
www.avl-investmentfonds.de



AVL Finanzvermittlung
Postfach 1135
D-71384 Weinstadt

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich bitte um Bearbeitung meiner Unterlagen.

Alle erforderlichen Formulare liegen bei. □
Die Unterlagen habe ich an allen erforderlichen Stellen unterschrieben. □

Auf AVL aufmerksam geworden bin ich durch (freiwillige Angaben)

Familienangehörige / Freunde / Bekannte □
Google / Suchmaschine □
YouTube □
ein Forum im Internet □
die Verbraucherzentrale □
Finanzberater / Versicherungsberater □
bin bereits AVL Kunde □
Zeitung: □
Fachzeitschrift: □
Sonstiges: □

Mit freundlichen Grüßen



Depoteröffnungsantrag für Privatkunden
(wird von der Fondsdepot Bank vergeben)

VL -Fondsdepot-Nr.

A. Depoteröffnung

Vermögenswirksamer Wertpapiersparvertrag

Bitte eröffnen Sie für mich folgendes VL-Fondsdepot zur Vermögensanlage. 

Depotinhaber
Kundenangaben des Depotinhabers bzw. des/der gesetzlichen Vertreter/s

Einzeldepot

Bei Minderjährigen ist/sind die Unterschrift/en des/der gesetzlichen Vertreter/s (Vater und Mutter oder Vormund) erforderlich, außerdem ist ein Nachweis über das Sorgerecht (z. B. eine beglaubigte Kopie 

* Die Erteilung dieser Auskunft ist freiwillig.

HerrFrau Prof. Dr.

HerrFrau1. gesetzlicher Vertreter Prof. Dr.

HerrFrau2. gesetzlicher Vertreter Prof. Dr.

Name Vorname/n abw. Geburtsname

Geburtsdatum

Straße, Hausnummer

Land

StaatsangehörigkeitPLZ Ort

Geburtsort

Telefon*

Name Vorname/n abw. Geburtsname

Geburtsdatum

Straße, Hausnummer

Land

StaatsangehörigkeitPLZ Ort

Geburtsort

Telefon*

Name Vorname/n abw. Geburtsname

Geburtsdatum

Straße, Hausnummer

Land

StaatsangehörigkeitPLZ Ort

Geburtsort

Telefon*

Hinweis: Adressangaben des/der gesetzlichen Vertreter/s nur erforderlich, falls abweichend vom Depotinhaber.

1. Ausdruck (Original) für die Bank/2. Ausdruck bzw. Kopie für Ihre Unterlagen

(Wichtig: Nur  möglich!)
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der Geburtsurkunde) vorzulegen. Die Eltern bevollmächtigen sich gegenseitig als gesetzliche Vertreter des Minderjährigen, den Depotinhaber allein zu vertreten.

Depotinhaber wirtschaftlich Berechtigter
Legitimationsdaten

2. gesetzlicher Vertreter

Bei minderjährigem Depotinhaber
gemeinsames Sorgerecht alleiniges Sorgerecht 

(bitte Nachweis in Kopie beifügen)
geprüft durch Einsicht in: geprüft durch Einsicht in beiliegende/s:

PA RP GU KA KR PA RP PA RP PA RP GU KA KR

Geburtsurkunde/Familienstammbuch/Sorgeerklärung Scheidungsurteil/Negativbescheinigung/Sterbeurkunde 

Ausweisnummer Ausweisnummer Ausweisnummer

Ausstellungsdatum Ausstellungsdatum Ausstellungsdatum

Ausweisnummer

Ausstellungsdatum

PA: Personalausweis, RP: Reisepass, GU: Geburtsurkunde, KA: Kinderausweis, KR: Kinderreisepass

1. gesetzlicher Vertreter

Fondsdepot Bank GmbH
Windmühlenweg 12
95030 Hof

Depotführung:

ausstellende Behörde/Ort ausstellende Behörde/Ort ausstellende Behörde/Ort ausstellende Behörde/Ort

Dritte, insbesondere mein Berater, sind nicht zur Entgegennahme von Bargeld, Schecks, Überweisungen oder sonstigen Vermögenswerten von mir berech-

Hinweis: Bitte tragen Sie unter Punkt „A. Depoteröffnung“ im Abschnitt „Legitimationsdaten” zusätzlich die Legitimationsdaten des wirtschaftlich Berechtigten ein. Die

tigt; Zahlungen sind nur direkt an die Bank per Überweisung möglich.

Bezeichnung bitte angeben
(z. B. juristische Person, ausländische Privatperson)

wirtschaftlich selbstständige Privatperson (z. B. Gewerbetreibende, freiberuflich Tätige, Landwirte)
wirtschaftlich unselbstständige Privatperson (z. B. Arbeiter, Angestellte, Beamte, Rentner, Pensionäre)
sonstige Privatperson (z. B. Hausfrauen, Kinder, Schüler, Studenten)

(bitte nachfolgend kennzeichnen) SonstigesIch bin inländische Privatperson

B. Angaben zum Geldwäschegesetz
Ich erkläre, dass ich wirtschaftlich Berechtigter bin.

PLZ Ort

Name Vorname/n

Straße, Hausnummer

Geburtsdatum

Falls Sie auf fremde Veranlassung handeln, indem Sie Geld für einen Dritten anlegen, nennen Sie bitte nachfolgend Name, Geburtsdatum und Anschrift des wirtschaft-

wirtschaftlich Berechtigter ist:
lich Berechtigten.

Bank behält sich andernfalls das Recht vor, das VL-Fondsdepot nicht zu eröffnen!
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Die Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank“ genannt) führt sämtliche Aufträge des Depotinhabers als reines Ausführungsgeschäft aus. Eine 
Prüfung, ob die von dem Depotinhaber erworbenen Anteile oder Aktien an Investmentvermögen (im Nachfolgenden „Investmentanteile“ genannt) ange-
messen für den Depotinhaber sind, d. h. ob der Depotinhaber über die erforderlichen Kenntnisse und Erfahrungen verfügt, um die Risiken im Zusammen-
hang mit den erworbenen Investmentanteilen angemessen beurteilen zu können, nimmt die Bank nicht vor.
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Name Vorname/n
Depotinhaber
Juli 2012

Die mit diesen Unterlagen zur Verfügung gestellten Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Fondsdepot Bank GmbH sowie ergänzend und abweichend die Besonderen Bedingungen 
für vermögenswirksame Wertpapiersparverträge habe ich gelesen und erkenne ich unverändert an. Für die Freischaltung des InfoManager gelten ergänzend und abweichend zu den
vorgenannten Bedingungen die Besonderen Bedingungen für die Nutzung des Fondsbanking und des InfoManager.

Der InfoManager ist ein elektronisches Postfach, in dem für den Depotinhaber bestimmte Dokumente, die im Rahmen der Depotführung produziert werden (z. B. De- 
potabrechnungen), zum Download hinterlegt werden. Für die Nutzung des InfoManager gelten die in den Depoteröffnungsunterlagen abgedruckten Besonderen Bedin-
gungen für die Nutzung des Fondsbanking und des InfoManager.
Ich beauftrage die Bank, das mit diesem Antrag neu zu eröffnende VL-Fondsdepot für den InfoManager freizuschalten.
Sofern ich eine E-Mail-Adresse angegeben habe, wird die Bank mich über den Eingang neuer Dokumente in meinem InfoManager per E-Mail benachrichtigen. 

Ich möchte mein neu zu eröffnendes VL-Fondsdepot nicht für den InfoManager freischalten lassen. 

E. Schlusserklärungen

Freiwillige Erklärung zur Weitergabe von Daten
Die Abgabe der Erklärung ist freiwillig und ohne Einfluss auf den Vertrag mit der Bank.
„Ich ermächtige hiermit die Bank, meinem Berater sowie der den Berater betreuenden Vertriebsorganisation zum Zwecke der Beratung über die Vermögensanlage in Investmentvermögen sowie
zur Provisionsermittlung neben den in diesem Formular enthaltenen/vorgesehenen Daten zudem noch folgende Angaben zu übermitteln: VL-Fondsdepot-Nr., Bankverbindung, Vollmachten, Post-
adressen, Depotbestände und Depotbewegungen (inkl. der steuerlichen Daten), Daten zum Freistellungsauftrag für Kapitalerträge, Spar- und Auszahlpläne, Vereinbarungen über die Nutzung elek-

gungserklärung kann ich ohne Einfluss auf den Depotvertrag jederzeit widerrufen.”

Mit der Depoteröffnung erhielt ich die Basisinformationen über die Vermögensanlage in Investmentfonds (Auszug). Für dieses Erstgeschäft und alle Folgegeschäfte wurden bzw. werden mir die aktu- 
ellen Wesentlichen Anlegerinformationen, der/die aktuelle/n Verkaufsprospekt/e sowie der/die aktuelle/n Jahres- bzw. Halbjahresbericht/e von meinem Berater, der jeweiligen Kapitalanlage- bzw. 
Investmentgesellschaft oder der Bank rechtzeitig kostenlos zur Verfügung gestellt. Sofern für EU-Investmentanteile nach den Vorschriften des jeweiligen Mitgliedstaates der Europäischen Union noch 
keine Wesentlichen Anlegerinformationen zur Verfügung zu stellen sind, werden diese durch den vereinfachten Verkaufsprospekt ersetzt. Soweit der vereinfachte Verkaufsprospekt nicht erstellt wer-
den darf, tritt an dessen Stelle der ausführliche Verkaufsprospekt.
Ich bestätige, dass ich Käufe von Investmentanteilen nur auf Basis einer individuellen Beratung durch meinen Berater tätige.

Ich bestätige, dass mir diese Unterlagen, die Fernabsatzinformationen mit Widerrufsbelehrung sowie der Hinweis „Transparenz schaffen – Die Basis für eine langfristig erfolgreiche 
Geschäftsbeziehung“ von meinem Berater ausgehändigt worden sind, dass ich von dem Inhalt dieser Dokumente Kenntnis genommen habe und diese mit meiner Unterschrift aner-
kenne.
Die nachfolgende/n Unterschrift/en, die gleichzeitig als Unterschriftsprobe/n für den Geschäftsverkehr gilt/gelten, bitten wir genau beizubehalten und nur innerhalb des/der vorgesehenen Feldes/
Felder zu leisten.

Ort, Datum Unterschrift Depotinhaber bzw. 1. gesetzlicher Vertreter Ggf. Unterschrift 2. gesetzlicher Vertreter

✗ ✗

F. Legitimation durch den Berater

Beratername

Berater-Nr.

Datum, Stempel und Unterschrift des Beraters

✗

Für die Freischaltung des InfoManager erhält der Depotinhaber mit der Post eine Zugangskennung inklusive einer persönlichen Identifikationsnummer (PIN) für dieses 
neu zu eröffnende VL-Fondsdepot.

Die Richtigkeit der Legitimationsdaten bzw. die Identität/en des Depotinhabers bzw. des/der gesetzlichen Vertreter/s und – falls anwendbar – des wirt-
schaftlich Berechtigten wurde/n durch Einsichtnahme in das/die Ausweisdokument/e geprüft. Das/Die Ausweisdokument/e lag/en im Original vor. Die 
Unterschrift/en wurde/n vor mir geleistet.

G. Anmerkungen zur Depoteröffnung (ggf. vom Berater auszufüllen)

D. Freischaltung für den InfoManager

1. Ausdruck (Original) für die  Bank/ 2. Ausdruck bzw. Kopie für Ihre Unterlagen

tronischer Kommunikationsmittel sowie Änderungen zu den Daten und Angaben. Im Rahmen dieser Ermächtigung entbinde ich die Bank zugleich vom Bankgeheimnis. Die vorstehende Einwilli-

E-Mail-Adresse

Ich nehme zur Kenntnis und bin damit einverstanden, dass die Bank im Zusammenhang mit dem Angebot einer umfangreichen Palette an Investmentvermögen eine Aufwandsentschädigung 
(Listinggebühr) von den Investmentgesellschaften erhält. Für ihre Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem Vertrieb und der Vermittlung von Anteilen oder Aktien an Investmentvermögen (im 
Nachfolgenden „Investmentanteile“ genannt) erhält die Bank neben der Provision gemäß Nr. 13 Absatz (1) Satz 1 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfol-
genden „AGB“ genannt) von den jeweiligen Investmentgesellschaften zeitanteilige Bestandsvergütungen aus der der jeweiligen Investmentgesellschaft zufließenden Verwaltungsvergütung und/
oder Vertriebsprovision. Die Höhe dieser zeitanteiligen Bestandsvergütung wird auf Grundlage des von der Bank verwahrten Anteilbestandes als Prozentsatz des Anteilwertes berechnet und beträgt 
– je nach Investmentgesellschaft und Investmentvermögen – bis zu 1,9 % p. a. des Anteilwertes. Mir entstehen hierdurch keine zusätzlichen Kosten, da diese zeitanteiligen Bestandsvergütungen aus 
den dem jeweiligen Investmentvermögen belasteten Vergütungen von der Investmentgesellschaft an die Bank gezahlt wird.
Ich nehme zur Kenntnis und bin damit einverstanden, dass die Bank ihren Vertriebspartnern Vertriebsprovisionen, z. B. einmalige Vergütungen aus ihrer Provision gemäß Nr. 13 Absatz (1) Satz 1 der 
AGB oder anteilige Vergütungen aus dem Depotführungsentgelt sowie zeitanteilige Bestandsvergütungen in Abhängigkeit zu den vermittelten Investmentvermögen und Einlagen gewährt. Die Höhe 
der zeitanteiligen Bestandsvergütung für Investmentvermögen wird auf Grundlage des von dem jeweiligen Vertriebspartner vermittelten Anteilbestandes als Prozentsatz des Anteilwerte berechnet 
und beträgt – je nach Investmentgesellschaft und Investmentvermögen – bis zu 1,5 % p. a. des Anteilwertes. Darüber hinaus gewährt die Bank ihren Vertriebspartnern unter Umständen geldwerte 
Zuwendungen in Form von Sachleistungen (z. B. Schulungen).
Nähere Informationen zu von der Bank erhaltenen oder gewährten Vergütungen bzw. Zuwendungen kann ich bei der Bank anfordern.
Ich verzichte auf meine, aus den oben dargestellten Provisionszahlungen herrührenden jetzigen und zukünftigen Ansprüche, von der Bank und/oder deren Vertriebspartnern diese herauszuverlangen.

Die u. g. Bankverbindung dient als Hauptreferenzbankverbindung für das neu zu eröffnende Fondsdepot bei der Bank.
Insbesondere sollen Auszahlungen (z. B. Erlöse aus Verkäufen oder Auflösungen von Investmentvermögen) und eventuelle Steuererstattungen über diese Bankverbin-
dung abgewickelt werden. Sofern ein Anlagebetrag durch Lastschrift eingezogen und/oder ein Sparplan eingerichtet werden soll und ich auf dem jeweiligen Trans-
aktionsauftrag keine abweichende Bankverbindung nenne, erfolgt die Abwicklung ebenfalls über die u. g. Bankverbindung. Soweit fällige Aufwendungen und Entgelte

Ich beauftrage die Bank, das/die für das neu zu eröffnende Fondsdepot anfallende/n Depotführungsentgelt/e und die Portoauslagen von der nachfolgenden Bank-
verbindung per Lastschrift einzuziehen und erteile der Bank hierzu eine widerrufliche Einzugsermächtigung.

Konto-Nr. Kontoinhaber (Name, Vorname/n) 

Bankleitzahl Kreditinstitut (Name, Ort) 
Hinweise:

– Kaufaufträge per Lastschrift können nur bis zu einem Betrag von 50.000,00 EUR je Auftrag ausgeführt werden. Bei Beträgen über 50.000,00 EUR bitten wir um Überweisung des Anlage- 
betrages auf das Einzahlungskonto der Fondsdepot Bank GmbH.

– Der Girokontoinhaber muss identisch sein mit dem Depotinhaber bzw. mit dem oder einem der gesetzlichen Vertreter.

– Die Hauptreferenzbankverbindung kann nicht zur Einzahlung vermögenswirksamer Leistungen verwendet werden.

C. Bankverbindung zur Geschäftsabwicklung (Hauptreferenzbankverbindung) 

nicht gemäß Ziffer 13 Absatz (7) der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgenden „AGB” genannt) ausgeglichen werden können,
soll die Abwicklung ebenfalls über die u. g. Bankverbindung erfolgen. Für diese Zwecke erteile ich der Bank eine widerrufliche  Einzugsermächtigung. 

Gemäß Nr. 13 Absatz (6) der AGB behält sich die Bank
vor, anfallende Portoauslagen weiterzubelasten.

AVL
AVL



Kaufauftrag (nur in Verbindung mit Depoteröffnungsantrag)

Vermögenswirksamer Wertpapiersparvertrag

monatlich,

Antrag an den Arbeitgeber

Arbeitgeber

Hinweis: 

Depotinhaber

EUR

EUR

EUR

Konto-Nr. 914 405 500 Bankleitzahl 600 800 00

Bearbeitungshinweise für den Überweisungsauftrag

Textschlüssel 54

ISIN

Hinweis: 
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Ich bitte, ab Monat Jahr

die mir zustehende Arbeitgeberleistung

zur Anlage  gemäß § 2 Absatz 1 Ziffer 1
Buchstabe c 5. VermBG

sonst vierteljährlich, halbjährlich,

die von meinem Arbeitslohn einzubehaltende vermögenswirksame Leistung

insgesamt

jährlich

Die Eröffnung eines vermögenswirksamen Sparvertrags ist nur in Verbindung mit dem Depoteröffnungsantrag (Seite 1/3 und 2/3) möglich.

Name

Ihr vermögenswirksamer Sparvertrag kann nur auf einen Inhaber lauten. Bitte benennen Sie diesen nachfolgend:

Name

Vorname/n

Personal-Nr.

Straße, Hausnummer

PLZ

Telefon-Nr. des Arbeitgebers*

Ort

Kennzeichnung im Datenträgeraustausch Datensatz C Feld 7 a: 

Konto-Nr. des Empfängers: 914 405 500 Verwendungszweck: VL-Fondsdepot-Nr., VL, , Name des Arbeitnehmers 
Bankleitzahl: 600 800 00 IBAN: DE60 6008 0000 0914 4055 00
Bank: DRES DE FF 600

auf das Einzahlungskonto der Fondsdepot Bank,  bei der Commerzbank AG Stuttgart, /
IBAN: DE60 6008 0000 0914 4055 00/BIC: DRES DE FF 600 zu überweisen.

Commerzbank AG Stuttgart BIC:

Recht auf Widerruf gemäß § 126 InvG
Der Anleger kann nach § 126 InvG innerhalb von zwei Wochen nach Aushändigung der Antragsdurchschrift bzw. -kopie oder der Übersendung der Ab-
rechnung in Textform und ohne Angabe von Gründen gegenüber der Fondsdepot Bank GmbH, Windmühlenweg 12, 95030 Hof, seinen Antrag widerrufen.
Zur Wahrung dieser Frist genügt die rechtzeitige Absendung der Widerrufserklärung. Die Bank wird den Widerruf erforderlichenfalls an die Kapitalanla-
gegesellschaft, die ausländische Investmentgesellschaft oder einen Repräsentanten nach Maßgabe § 138 InvG weiterleiten. Weitere Informationen können der
Seite entnommen werden, auf der auch die Informationen zum Fernabsatz von Finanzdienstleistungen gemäß §§ 312 b ff. BGB in Verbindung mit Artikel 246 EGBGB ab- 
gedruckt sind. Diese Seite ist in den Depoteröffnungsunterlagen enthalten.

(wird von der Fondsdepot Bank vergeben)

VL-Fondsdepot-Nr.

Die genannten Unterlagen wurden mir übergeben und liegen mir in der aktuellen Fassung vor.
Ich verzichte auf die Übergabe dieser Unterlagen.

Die Wesentlichen Anlegerinformationen, der/die Verkaufsprospekt/e sowie der/die Jahresbericht/e und ggf. der/die anschließende/n Halbjahresbericht/e wurden mir
Bitte jeweils eines der nachfolgenden Felder ankreuzen, da sonst der Kaufauftrag nicht möglich ist!

rechtzeitig kostenlos zur Verfügung gestellt. Sofern für EU-Investmentanteile nach den Vorschriften des jeweiligen Mitgliedstaates der Europäischen Union noch keine
Wesentlichen Anlegerinformationen zur Verfügung zu stellen sind, wurde mir stattdessen der/die vereinfachte/n Verkaufsprospekt/e zur Verfügung gestellt. Soweit der
vereinfachte Verkaufsprospekt nicht erstellt werden durfte, wurde mir stattdessen der/die ausführliche/n Verkaufsprospekt/e zur Verfügung gestellt.

FondsnameISIN

Juli 2012

Die Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank“ genannt) führt sämtliche Aufträge des Depotinhabers als reines Ausführungsgeschäft aus. Eine Prü-
fung, ob die von dem Depotinhaber erworbenen Anteile oder Aktien an Investmentvermögen (im Nachfolgenden „Investmentanteile“ genannt) angemessen 
für den Depotinhaber sind, d. h. ob der Depotinhaber über die erforderlichen Kenntnisse und Erfahrungen verfügt, um die Risiken im Zusammenhang mit den 
erworbenen Investmentanteilen angemessen beurteilen zu können, nimmt die Bank nicht vor.

Ich beauftrage die Bank, für meine vermögenswirksamen Leistungen Investmentanteile des folgenden VL-fähigen Investmentvermögens zu erwerben und dem bei der 
Bank zu eröffnenden vermögenswirksamen Sparvertrag gutzuschreiben. Die Anlage kann nur in einem Investmentvermögen erfolgen. Ein Tausch von Investmentanteilen 
während der Anlagedauer ist nicht möglich.

Die Investmentanteile werden durch die Bank im Sinne des 5. VermBG gesperrt. Die rechtlichen Voraussetzungen für einen Anspruch auf Arbeitnehmer-Sparzulage sind in 
§ 13 5. VermBG geregelt.

Ich bestätige, dass ich Käufe von Investmentanteilen nur auf Basis einer individuellen Beratung durch meinen Berater tätige.

Angaben zur Höhe des Ausgabeaufschlages bzw. Rücknahmeabschlages und der jährlich anfallenden Vergütungen sind in dem/den jeweiligen Verkaufsprospekt/en 
der Investmentvermögen enthalten. Angaben zu von der Bank erhaltenen und gegenüber Vertriebspartnern gewährten Vergütungen können dem Depoteröffnungsan-
trag sowie dem Preis- und Leistungsverzeichnis entnommen werden.

Fondsdepot Bank GmbH, Windmühlenweg 12, 95030 Hof

* Die Erteilung dieser Auskunft ist freiwillig.

1. Ausdruck (Original) für die Bank/ 2. Ausdruck bzw. Kopie für Ihre Unterlagen

Ort, Datum Unterschrift Depotinhaber bzw. 1. gesetzlicher Vertreter Ggf. Unterschrift 2. gesetzlicher Vertreter

✗ ✗

Fondsdepot Bank GmbH, Windmühlenweg 12, 95030 Hof

* Die Erteilung dieser Auskunft ist freiwillig.

1. Ausdruck (Original) für die Bank/ 2. Ausdruck bzw. Kopie für Ihre Unterlagen

Ort, Datum Unterschrift Depotinhaber bzw. 1. gesetzlicher Vertreter Ggf. Unterschrift 2. gesetzlicher Vertreter

✗ ✗

AVL
100prozent rabatt
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Allgemeine Geschäftsbedingungen der Fondsdepot Bank GmbH
(gültig ab 1. Juli 2012)

Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde und  
Fondsdepot Bank GmbH

1.   Geltungsbereich und Änderungen dieser Allgemeinen
Geschäftsbedingungen der Fondsdepot Bank GmbH (im 
Nachfolgenden „AGB“ genannt) und der Besonderen Be-
dingungen für einzelne Geschäftsbeziehungen, Kommu- 
nikation und Aufsichtsbehörde
(1) Geltungsbereich
Die AGB gelten für die gesamte Geschäftsverbindung zwischen 
dem Kunden und den inländischen Geschäftsstellen der Fonds- 
depot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank“ genannt).  
Daneben gelten für einzelne Geschäftsbeziehungen (z. B. für
Geldkonto) Besondere Bedingungen, die Abweichungen oder
Ergänzungen zu diesen AGB enthalten; sie werden bei der Konto-
eröffnung oder bei Erteilung eines Auftrags mit dem Kunden 
vereinbart.
(2) Änderungen
Änderungen dieser AGB und der Besonderen Bedingungen 
werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorge- 
schlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform ange- 
boten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäfts-
beziehung einen elektronischen Kommunikationsweg verein- 
bart (z. B. den InfoManager) können die Änderungen auch auf 
diesem Weg angeboten werden. Die Zustimmung des Kunden
gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderung an- 
gezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank 
in ihrem Angebot besonders hinweisen. Werden dem Kunden 
Änderungen von Bedingungen zu Zahlungsdiensten angeboten,
kann er den von der Änderung betroffenen Zahlungsdienstrah-
menvertrag vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Änderung auch fristlos und kostenfrei kündigen. 
Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die Bank in ihrem Ange-
bot besonders hinweisen.
(3) Sprache und Kommunikationswege
Die Kommunikation zwischen dem Kunden und der Bank er-
folgt in deutscher Sprache. Alle für den Kunden bestimmten 
Dokumente und Informationen der Bank werden in deutscher 
Sprache verfasst. Die Kommunikation kann je nach Anlass und 
Art der Mitteilung schriftlich, telefonisch und/oder per elektro- 
nischer Nachrichtenübermittlung erfolgen. Für Auftragsertei-
lungen und Mitteilungen durch den Kunden gilt Nr. 10 Absatz 
(4) der AGB.
(4) Aufzeichnung von Telefongesprächen 
Die Bank behält sich aus Sicherheitsgründen und zu Be- 
weiszwecken das Recht vor, Inhalte von Telefongesprächen
aufzuzeichnen und zu speichern. Vor der jeweiligen Auf- 
zeichnung wird mit einer Bandansage darauf hingewiesen.
Der Kunde willigt in die Aufzeichnung und Speicherung ein.
(5) Aufsichtsbehörde
Die Bank unterliegt der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanz- 
dienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108,  
53117 Bonn (www.bafin.de).

2.   Bankgeheimnis
Die Bank ist zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen 
Tatsachen und Wertungen verpflichtet, von denen sie Kenntnis 
erlangt (Bankgeheimnis). Informationen über den Kunden darf 
die Bank nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen 
dies gebieten oder der Kunde eingewilligt hat.

3.   Haftung der Bank/Mitverschulden des Kunden
(1) Haftungsgrundsätze 
Die Bank haftet bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen für jedes
Verschulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Er- 
füllung ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit Besondere Be-
dingungen für einzelne Geschäftsbeziehungen oder sonstige 
Vereinbarungen etwas Abweichendes regeln, gehen diese Re-
gelungen vor. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten 
(z. B. durch Verletzung der in Nr. 10 dieser AGB aufgeführten 
Mitwirkungspflichten) zu der Entstehung eines Schadens beige-
tragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschul-
dens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu 
tragen haben.
(2) Weitergeleitete Aufträge
Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der 
Form ausgeführt wird, dass die Bank einen Dritten mit der wei- 
teren Erledigung beauftragt, erfüllt die Bank den Auftrag da- 
durch, dass sie ihn im eigenen Namen an den Dritten weiterlei-
tet (weitergeleiteter Auftrag). Dies betrifft z. B. die Verwahrung 
von Wertpapieren im Ausland. In diesen Fällen beschränkt 
sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl und 
Unterweisung des Dritten.
(3) Haftung der Bank im Hinblick auf Ausführungsgeschäfte
Schließt die Bank zur Ausführung von Aufträgen zum Kauf oder
Verkauf von Anteilen oder Aktien an Investmentvermögen für 
Rechnung des Kunden mit Investmentgesellschaften oder sons-
tigen Anteile oder Aktien an Investmentvermögen ausgebenden
Stellen ein Kauf- oder Verkaufsgeschäft (Ausführungsgeschäft) 
ab, so haftet die Bank für die ordnungsgemäße Erfüllung des 
Ausführungsgeschäfts durch ihren Vertragspartner oder dessen
Vertragspartner. Bis zum Abschluss eines Ausführungsgeschäfts
haftet die Bank bei der Beauftragung einer dritten Person mit
der Ausführung eines Geschäfts nur für deren sorgfältige Aus- 
wahl und Unterweisung.
(4) Haftung der Bank bei Auslandsverwahrung
Bei der Verwahrung von Anteilen oder Aktien an Investmentver- 
mögen im Ausland beschränkt sich die Haftung der Bank auf die

sorgfältige Auswahl und Unterweisung des von ihr beauftragten 
ausländischen Verwahrers oder Zwischenverwahrers. Bei einer
Zwischenverwahrung durch einen inländischen Zwischenver-
wahrer oder eine eigene ausländische Geschäftsstelle haftet die 
Bank für deren Verschulden.
(5) Störung des Betriebs
Die Bank haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, Auf-
ruhr, Kriegs- und Naturereignisse oder durch sonstige von ihr 
nicht zu vertretende Vorkommnisse (z. B. Streik, Aussperrung, 
Verkehrsstörung, Verfügung von hoher Hand im In- oder Aus- 
land) eintreten.

4.   Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden
Der Kunde kann gegen Forderungen der Bank nur aufrechnen, 
wenn seine Forderungen unbestritten oder rechtskräftig fest- 
gestellt sind.

5.   Gemeinschaftskonten bzw. Gemeinschaftsdepots
(1) Verfügungsberechtigung
Bei Gemeinschaftskonten bzw. -depots ist jeder Kunde berech- 
tigt, allein zu verfügen („Oder-Konto“ bzw. „Oder-Depots“), es 
sei denn, dass der Kunde der Bank eine gegenteilige Weisung  
erteilt hat. Nach dem Tod eines Oder-Konto- bzw. Oder Depotin-
habers bleiben die Befugnisse des/der anderen Konto- bzw. De-
potinhaber/s unverändert bestehen. Jedoch kann/können der/
die überlebende/n Konto- bzw. Depotinhaber ohne Mitwirkung
der Erben das Konto bzw. Depot auflösen oder auf seinen/ihren
Namen umschreiben lassen, sofern nicht der Bank vor Auflösung
bzw. Umschreibung ein diesbezüglicher Widerruf der Erben zu- 
gegangen ist. Die Rechte des Verstorbenen werden durch dessen
Erben gemeinschaftlich wahrgenommen. Das Recht zum Wider-
ruf der Einzelverfügungsberechtigung steht jedem Erben allein
zu. Widerruft ein Miterbe, bedarf jede Verfügung über das Konto
bzw. Depot seiner Mitwirkung. Widerrufen sämtliche Miterben
die Einzelverfügungsberechtigung eines überlebenden Konto-
bzw. Depotinhabers, so können sämtliche überlebende Konto-
bzw. Depotinhaber nur noch gemeinschaftlich mit sämtlichen
Miterben über das Konto bzw. Depot verfügen.
(2) Vollmacht
Eine Konto- bzw. Depotvollmacht kann nur von allen Konto- bzw.
Depotinhabern gemeinschaftlich erteilt werden. Der Widerruf 
durch einen Konto- bzw. Depotinhaber führt zum Erlöschen 
der Vollmacht.
(3) Postempfang
Alle Abrechnungen und sonstige Mitteilungen werden dem im 
Konto- bzw. Depoteröffnungsantrag zuerst bezeichneten Konto-
bzw. Depotinhaber zugesandt, es sei denn, dass mit gesonder-
ter schriftlicher Erklärung verlangt wird, jedem Konto- bzw. 
Depotinhaber alle Mitteilungen zuzusenden; Steuerbescheini-
gungen können nur einfach versandt werden.
(4) Gesamtschuldnerische Haftung
Aus den Gemeinschaftskonten bzw. -depots haften die Konto- 
bzw. Depotinhaber als Gesamtschuldner. Jeder Konto- bzw. De- 
potinhaber ist somit verpflichtet, die ganze Leistung zu bewirken,
die Bank ist nur einmal berechtigt die Leistung zu fordern. Die 
Bank kann die Leistung nach ihrer Wahl von jedem der Schuld-
ner ganz oder zu einem Teil fordern. Bis zur Bewirkung der 
ganzen Leistung bleiben sämtliche Schuldner verpflichtet.

6.   Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden/
Vormundschaft
(1) Rechtsnachfolge
Nach dem Tod des Kunden kann die Bank zur Klärung der Ver- 
fügungsberechtigung die Vorlegung eines Erbscheins, eines Tes- 
tamentsvollstreckerzeugnisses oder weiterer hierfür notwendiger
Unterlagen verlangen; fremdsprachige Urkunden sind auf Ver-
langen der Bank in deutscher Übersetzung vorzulegen. Die Bank
kann auf die Vorlage eines Erbscheins oder Testamentsvollstrecker-
zeugnisses verzichten, wenn ihr eine Ausfertigung oder eine 
beglaubigte Abschrift der letztwilligen Verfügung (Testament, 
Erbvertrag) nebst zugehöriger Eröffnungsniederschrift vorgelegt
wird. Die Bank darf denjenigen, der darin als Erbe oder Testa-
mentsvollstrecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn 
verfügen lassen und insbesondere mit befreiender Wirkung an
ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn der Bank bekannt ist, dass der
dort Genannte (z. B. nach Anfechtung oder wegen Nichtigkeit
des Testaments) nicht verfügungsberechtigt ist, oder wenn ihr
dies infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt geworden ist.
(2) Vormundschaft und ähnliche Ämter
Absatz (1) gilt entsprechend für Bestallungen von insbesonde-
re Vormündern, Betreuern, Pflegern, Insolvenzverwaltern oder 
für ähnliche Dokumente.

7.   Maßgebliches Recht und Gerichtsstand bei kaufmän-
nischen und öffentlich-rechtlichen Kunden
(1) Geltung deutschen Rechts
Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der 
Bank gilt deutsches Recht.
(2) Gerichtsstand für Inlandskunden
Ist der Kunde ein Kaufmann und die streitige Geschäftsbeziehung
dem Betrieb seines Handelsgewerbes zuzurechnen, so kann die
Bank diesen Kunden an dem für die depotführende Stelle zustän-
digen Gericht oder bei einem anderen zuständigen Gericht ver-
klagen; dasselbe gilt für eine juristische Person des öffentlichen
Rechts und für öffentlich-rechtliche Sondervermögen. Die Bank
selbst kann von diesem Kunden nur an dem für die konto- bzw.
depotführende Stelle zuständigen Gericht verklagt werden.
(3) Gerichtsstand für Auslandskunden
Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch für Kunden, die im 

Ausland eine vergleichbare gewerbliche Tätigkeit ausüben, so- 
wie für ausländische Institutionen, die mit inländischen juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts oder mit einem inländi- 
schen öffentlich-rechtlichen Sondervermögen vergleichbar sind.

Kontoführung

8.   Rechnungsabschlüsse bei Kontokorrentkonten 
(Konten in laufender Rechnung)
(1) Erteilung der Rechnungsabschlüsse
Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto jeweils zum Ende
eines Kalenderquartals einen Rechnungsabschluss; dabei wer- 
den die in diesem Zeitraum entstandenen beiderseitigen An- 
sprüche (einschließlich der Zinsen und Entgelte der Bank) ver- 
rechnet. Die Bank kann auf den Saldo, der sich aus der Verrech-
nung ergibt, nach Nr. 13 dieser AGB oder nach der mit dem Kun-
den anderweitig getroffenen Vereinbarung Zinsen berechnen.
(2) Frist für Einwendungen; Genehmigung durch 
Schweigen
Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit ei- 
nes Rechnungsabschlusses hat der Kunde spätestens vor Ablauf 
von sechs Wochen nach dessen Zugang zu erheben; macht er
seine Einwendungen in Textform geltend, genügt die Absendung
innerhalb der Sechs-Wochen-Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger
Einwendungen gilt als Genehmigung. Auf diese Folge wird die 
Bank bei Erteilung des Rechnungsabschlusses besonders hin- 
weisen. Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berichtigung
des Rechnungsabschlusses verlangen, muss dann aber beweisen,
dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm zustehende 
Gutschrift nicht erteilt wurde.

9.   Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank
(1) Vor Rechnungsabschluss
Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (z. B. wegen 
einer falschen Kontonummer) darf die Bank bis zum nächsten 
Rechnungsabschluss durch eine Belastungsbuchung rückgän-
gig machen, soweit ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den 
Kunden zusteht (Stornobuchung); der Kunde kann in diesem 
Fall gegen die Belastungsbuchung nicht einwenden, dass er in 
Höhe der Gutschrift bereits verfügt hat.
(2) Nach Rechnungsabschluss
Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rech-
nungsabschluss fest und steht ihr ein Rückzahlungsanspruch 
gegen den Kunden zu, so wird sie in Höhe ihres Anspruchs sein
Konto belasten (Berichtigungsbuchung). Erhebt der Kunde ge- 
gen die Berichtigungsbuchung Einwendungen, so wird die Bank
den Betrag dem Konto wieder gutschreiben und ihren Rück-
zahlungsanspruch gesondert geltend machen.
(3) Information des Kunden; Zinsberechnung
Über Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den 
Kunden unverzüglich unterrichten. Die Buchungen nimmt die 
Bank hinsichtlich der Zinsberechnung rückwirkend zu dem Tag
vor, an dem die fehlerhafte Buchung durchgeführt wurde. 

Mitwirkungspflichten des Kunden

10. Mitwirkungspflichten des Kunden/Form der Aufträge
(1) Änderungen von Name, Anschrift, einer gegenüber 
der Bank erteilten Vertretungsmacht sowie sonstiger 
wichtiger Daten
Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäftsverkehrs ver-
pflichtet sich der Kunde, der Bank die zur Identifizierung und zur
Erfüllung der sonstigen Verpflichtungen aus dem Geldwäsche-
gesetz notwendigen Informationen und Unterlagen zur Verfü- 
gung zu stellen und alle diesbezüglichen sowie sonstige für die
Geschäftsverbindung wesentliche Tatsachen, insbesondere Än-
derungen seines Namens, seiner Anschrift, des wirtschaftlich 
Berechtigten, der Verfügungsfähigkeit sowie das Erlöschen oder
die Änderung einer gegenüber der Bank erteilten Vertretungs- 
macht (insbesondere einer Vollmacht) unverzüglich anzuzei- 
gen. Diese Mitteilungspflicht besteht auch dann, wenn die Ver-
tretungsmacht in ein öffentliches Register (z. B. in das Handels-
register) eingetragen ist und ihr Erlöschen oder ihre Änderung 
in dieses Register eingetragen wird.
(2) Politisch exponierte Personen
Darüber hinaus verpflichtet sich der Kunde, der Bank anzuzeigen,
wenn er oder der wirtschaftlich Berechtigte zum Kreis der poli- 
tisch exponierten Personen (im Nachfolgenden „PEP“ genannt)
gehört oder den Status eines PEP erlangen sollte. Dabei handelt 
es sich um eine natürliche Person, die insbesondere ein wichti-
ges öffentliches Amt ausübt oder ausgeübt hat, ein unmittelba-
res Familienmitglied dieser Person oder eine dieser Person be-
kanntermaßen nahestehende Person.
(3) Klarheit von Aufträgen
Aufträge und Mitteilungen jeder Art müssen ihren Inhalt zwei- 
felsfrei erkennen lassen. Nicht eindeutig formulierte Aufträge 
und Mitteilungen können Rückfragen zur Folge haben, die zu 
Verzögerungen führen können. Vor allem hat der Kunde bei 
allen Aufträgen und Verfügungen auf die Richtigkeit und Voll- 
ständigkeit seiner Angaben, insbesondere der Konto- bzw.  
Depot-Nr., ISIN, Währung und der Bankverbindung (Girokonto-
nummer, Bankleitzahl, IBAN und BIC) zu achten. Soweit Geldein-
gänge bei der Bank (z. B. zum Erwerb von Anteilen oder Aktien 
an Investmentvermögen) nicht eindeutig zugeordnet werden 
können, kann die Bank die eingezahlten Beträge auch ohne wei-
tere Prüfung zu Gunsten der Bankverbindung zurück überwei-
sen, von der aus der Betrag an die Bank überwiesen wurde. Än-
derungen, Bestätigungen oder Wiederholungen von Aufträgen
müssen als solche gekennzeichnet sein.



(4) Form der Aufträge und Mitteilungen
Aufträge und Mitteilungen sind in schriftlicher Form bei der 
Bank einzureichen. Aufträge und Mitteilungen können auch 
in anderer Form (z. B. via Internet oder mündlich per Telefon) 
eingereicht werden, sofern die Bank derartige Kommunika- 
tionswege anbietet und der Kunde zuvor die hierfür vorgeleg-
ten Besonderen Bedingungen anerkannt hat.
(5) Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausfüh-
rung eines Auftrags
Hält der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags besondere 
Eile für nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei 
formularmäßig erteilten Aufträgen muss dies außerhalb des 
Formulars erfolgen.
(6) Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank
Der Kunde hat Konto- bzw. Depotabrechnungen, Depot- und Er-
trägnisaufstellungen, sonstige Auszüge und Anzeigen über die
Ausführung von Aufträgen auf ihre Richtigkeit und Vollständigkeit
unverzüglich zu überprüfen und etwaige Einwendungen unver-
züglich geltend zu machen.
(7) Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von 
Mitteilungen
Falls Jahresdepotübersichten dem Kunden nicht zugehen, muss
er die Bank unverzüglich benachrichtigen. Die Benachrichtigungs-
pflicht besteht auch beim Ausbleiben anderer Mitteilungen, 
deren Eingang der Kunde erwartet oder erwarten muss (z. B.
Depotabrechnungen über Käufe und Verkäufe).

Depotabrechnungen, Jahressteuerbescheinigung

11. Depotabrechnungen
Die Bank versendet an den Kunden unverzüglich nach Ausfüh-

Höchstbeträge überschritten. 
Einmal im Kalenderjahr erhält jeder Kunde eine Jahresdepotüber-
sicht. Soweit Depotabrechnungen über Datenverarbeitungsanla-
gen erstellt werden, unterschreibt die Bank diese grundsätzlich 
nicht.

12. Jahressteuerbescheinigung
Die Bank wird an Stelle von Einzelsteuerbescheinigungen für 
jedes Kalenderjahr eine Jahressteuerbescheinigung erteilen. 

Kosten der Bankdienstleistungen

13. Entgelte/Aufwendungen/Zeitanteilige Bestandsver-
gütungen/Provisionen
(1) Entgelte 
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die im Privatkundenge- 
schäft üblichen Kredite und Leistungen (insbesondere die De- 
potführung, den Kauf und Verkauf von Anteilen oder Aktien an
Investmentvermögen sowie die hiermit im Zusammenhang 
stehenden Leistungen) ergeben sich aus dem Preis- und Leis- 
tungsverzeichnis; insbesondere steht der Bank bei Käufen und 
Verkäufen von Anteilen oder Aktien an Investmentvermögen 
ein Ausgabeaufschlag/Rücknahmeabschlag als Provision zu. 
Das jeweils gültige Preis- und Leistungsverzeichnis ist in den je-
weils aktuellen Depot- oder Kontoeröffnungsunterlagen zu fin-
den und wird auf Anfrage von der Bank zugesandt. Wenn der
Kunde einen im Preis- und Leistungsverzeichnis aufgeführten
Kredit oder eine dort aufgeführte Leistung in Anspruch nimmt
und dabei keine abweichende Vereinbarung getroffen wurde, 
gelten die zu diesem Zeitpunkt im Preis- und Leistungsverzeich-
nis angegebenen Zinsen und Entgelte. Für darin nicht aufgeführte
Leistungen, die im Auftrag des Kunden oder in dessen mutmaß-
lichem Interesse erbracht werden und die, nach den Umständen
zu urteilen, nur gegen eine Vergütung zu erwarten sind, bemisst
sich das hierfür erhobene Entgelt nach dem tatsächlichen Auf-
wand der Bank.
(2) Zinsen und Entgelte außerhalb des Privatkunden-
geschäfts
Außerhalb des Privatkundengeschäfts bestimmt die Bank, so- 
fern keine andere Vereinbarung getroffen wurde und gesetz- 
liche Bestimmungen dem nicht entgegenstehen, die Höhe von
Zinsen und Entgelten nach billigem Ermessen (§ 315 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches).
(3) Nicht entgeltfähige Leistung
Für eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes
oder aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist
oder die sie im eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank 
kein Entgelt berechnen, es sei denn, es ist gesetzlich zulässig 
und wird nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung erhoben.
(4) Änderung von Zinsen; Kündigungsrecht des Kunden 
bei Erhöhung
Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen
Zinssatz erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen
mit dem Kunden. Die Bank wird dem Kunden Änderungen von
Zinsen mitteilen. Bei einer Erhöhung kann der Kunde, sofern 
nichts anderes vereinbart ist, die davon betroffene Kreditver- 
einbarung innerhalb von sechs Wochen nach der Bekanntgabe
der Änderung mit sofortiger Wirkung kündigen. Kündigt der 
Kunde, so werden die erhöhten Zinsen für die gekündigte 
Kreditvereinbarung nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur 
Abwicklung eine angemessene Frist einräumen.
(5) Änderung von Entgelten bei typischerweise dauerhaft 
in Anspruch genommenen Leistungen
Änderungen von Entgelten für solche Leistungen, die vom Kun-
den im Rahmen der Geschäftsverbindung typischerweise dauer-
haft in Anspruch genommen werden (z. B. Konto- und Depotfüh-
rung), werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem vor-
geschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform ange-

boten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäfts- 
beziehung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart
(z. B. den „InfoManager“), können die Änderungen auch auf 
diesem Wege angeboten werden. Die Zustimmung des Kunden
gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem vorge- 
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderung an-
gezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank
in ihrem Angebot besonders hinweisen. Werden dem Kunden 
Änderungen angeboten, kann er den von der Änderung be-
troffenen Vertrag vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Änderungen auch fristlos und kostenfrei 
kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die Bank in 
ihrem Angebot besonders hinweisen. Kündigt der Kunde, wird 
das geänderte Entgelt für die gekündigte Geschäftsbeziehung 
nicht zugrunde gelegt.
(6) Ersatz von Aufwendungen
Ein möglicher Anspruch der Bank auf Ersatz von Aufwendun-
gen (z. B.  Auslagen für Porto, Gebühren) richtet sich nach den 
gesetzlichen Vorschriften
(7) Realisierung fälliger Aufwendungen und Entgelte
Fällige Aufwendungen und Entgelte wird die Bank durch
Verkauf von Wertpapieren ausgleichen. Soweit der Anteilsbe-
stand in dem Wertpapierdepot für die Begleichung der fälli-
gen Aufwendungen und Entgelte nicht oder teilweise nicht
ausreichend oder unveräußerlich ist, ist die Bank berechtigt
die nicht ausgeglichenen fälligen Aufwendungen und Ent-
gelte von dem durch den Kunden zuvor angegebenen Refe-
renzkonto einzuziehen, sofern hierfür eine gültige Einzugser-
mächtigung vorliegt.
Der Kunde ist berechtigt, den Ausgleich des Depotführungsent-
geltes und der Portoauslagen an Stelle durch Verkauf von Wert-
papieren durch Lastschrifteinzug in Verbindung mit Erteilung 
einer Einzugsermächtigung bei der Bank zu beauftragen. Im 
Falle einer Rücklastschrift oder des Widerrufs der Einzugser- 
mächtigung werden die fälligen und künftigen Depotführungs-
entgelte und Portoauslagen durch Verkauf von Wertpapieren 
ausgeglichen.
Sollte die vorangehend beschriebene Realisierung fälliger Auf-
wendungen und Entgelte nicht möglich sein, wird die Bank 
die fälligen Aufwendungen und Entgelte in Rechnung stellen.
(8) Zeitanteilige Bestandsvergütung/Provisionen
Im Zusammenhang mit dem Angebot einer umfangreichen  
Palette an Investmentvermögen erhält die Bank eine Auf- 

sellschaften. Für ihre Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
dem Vertrieb und der Vermittlung von Anteilen oder Aktien an 
Investmentvermögen erhält die Bank neben der Provision ge- 
mäß Nr. 13 Absatz (1) Satz 1, 2. Halbsatz von den jeweiligen 
Investmentgesellschaften zeitanteilige Bestandsvergütungen 
aus der der jeweiligen Investmentgesellschaft zufließenden 
Verwaltungsvergütung und/oder Vertriebsprovision. Die Höhe 
dieser zeitanteiligen Bestandsvergütung wird auf Grundlage 
des von der Bank verwahrten Anteilbestandes als Prozentsatz 
des Anteilwertes berechnet und beträgt – je nach Investment- 
gesellschaft und Investmentvermögen – bis zu einer im Depot-
eröffnungsantrag genannten Höhe des Anteilwertes. 
Die Bank gewährt ihren Vertriebspartnern Vertriebsprovisionen, 
z. B. einmalige Vergütungen aus ihrer Provision gemäß Nr. 13 
Absatz (1) Satz 1, 2. Halbsatz oder anteilige Vergütungen aus 
dem Depotführungsentgelt sowie zeitanteilige Bestandsver- 
gütungen in Abhängigkeit zu den vermittelten Investment-
vermögen und Einlagen. Die Höhe der zeitanteiligen Bestands-
vergütung für Investmentvermögen wird auf Grundlage des 
von dem jeweiligen Vertriebspartner vermittelten Anteilbe- 
standes als Prozentsatz des Anteilwertes berechnet und 
beträgt – je nach Investmentgesellschaft und Investmentver-
mögen – bis zu einer im Depoteröffnungsantrag genannten 
Höhe des Anteilwertes. Darüber hinaus gewährt die Bank ihren 
Vertriebspartnern unter Umständen geldwerte Zuwendungen 
in Form von Sachleistungen (z. B. Schulungen). Nähere Informa-
tionen hierzu kann der Kunde bei der Bank anfordern. Der Kun-
de verzichtet auf seine, aus den in diesem Absatz dargestellten 
Provisionszahlungen herrührenden jetzigen und zukünftigen 
Ansprüche, von der Bank und/oder deren Vertriebspartnern 
diese herauszuverlangen. 

Sicherheiten für Ansprüche der Bank gegen den Kunden

14. Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten
(1) Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten 
Die Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen Ge- 
schäftsverbindung die Bestellung bankmäßiger Sicherheiten 
verlangen, und zwar auch dann, wenn die Ansprüche bedingt 
sind.
(2) Veränderung des Risikos
Hat die Bank bei der Entstehung von Ansprüchen gegen den 
Kunden zunächst ganz oder teilweise davon abgesehen, die Be-
stellung oder Verstärkung von Sicherheiten zu verlangen, kann
sie auch später noch eine Besicherung fordern. Voraussetzung
hierfür ist jedoch, dass Umstände eintreten oder bekannt wer-
den, die eine erhöhte Risikobewertung der Ansprüche gegen
den Kunden rechtfertigen. Dies kann insbesondere der Fall 
sein, wenn
– sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden nachteilig 
    verändert haben oder sich zu verändern drohen oder 

    haben oder zu verschlechtern drohen.
Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn aus- 
drücklich vereinbart ist, dass der Kunde keine oder ausschließ-
lich im Einzelnen benannte Sicherheiten zu bestellen hat. Bei 
Verbraucherdarlehensverträgen besteht der Anspruch auf die 
Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nur, soweit die 
Sicherheiten im Kreditvertrag angegeben sind; wenn der Netto-
kreditbetrag 75.000,00 EUR übersteigt, besteht der Anspruch 

auf Bestellung oder Verstärkung auch dann, wenn der Kredit- 
vertrag keine oder keine abschließenden Angaben über Sicher-
heiten enthält.
(3) Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten
Für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten wird die 
Bank eine angemessene Frist einräumen. Beabsichtigt die Bank,
von ihrem Recht zur fristlosen Kündigung nach Nr. 19 Absatz (4)
dieser AGB Gebrauch zu machen, falls der Kunde seiner Verpflich-
tung zur Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nicht 
fristgerecht nachkommt, wird sie ihn zuvor hierauf hinweisen.

15. Vereinbarung eines Pfandrechts zu Gunsten der Bank/ 
Aufrechnungsrecht der Bank
(1) Einigung über das Pfandrecht
Der Kunde und die Bank sind sich darüber einig, dass die Bank 
ein Pfandrecht an allen Anteilen oder Aktien und Bruchstücken
an Investmentvermögen nebst entsprechenden Erträgnisschei-
nen erwirbt, die gegenwärtig und zukünftig aus der bankmä- 
ßigen Geschäftsverbindung in dem Depot des Kunden verwahrt
werden. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an den Ansprü-
chen, die dem Kunden gegen die Bank aus der bankmäßigen 
Geschäftsverbindung zustehen und künftig zustehen werden 
(z. B. Kontoguthaben).
(2) gesicherte Ansprüche
Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, künfti-
gen und bedingten Ansprüche, die der Bank aus der bankmäßi-
gen Geschäftsverbindung gegen den Kunden zustehen.
(3) Aufrechnung 
Ansprüche gegen den Kunden aus der Geschäftsverbindung 
kann die Bank mit Ertragsausschüttungen verrechnen und von
Ein- und Auszahlungen abziehen.

16. Begrenzung des Besicherungsanspruchs und Freigabe- 
verpflichtung
(1) Deckungsgrenze 
Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung
von Sicherheiten so lange geltend machen, bis der realisierbare
Wert aller Sicherheiten dem Gesamtbetrag aller Ansprüche aus 
der bankmäßigen Geschäftsverbindung (Deckungsgrenze) 
entspricht.
(2) Freigabe 
Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgren-
ze nicht nur vorübergehend übersteigt, hat die Bank auf Ver- 
langen des Kunden Sicherheiten nach ihrer Wahl freizugeben, 
und zwar in Höhe des die Deckungsgrenze übersteigenden Be- 
trages; sie wird bei der Auswahl der freizugebenden Sicherhei-
ten auf die berechtigten Belange des Kunden und eines dritten
Sicherungsgebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden  
Sicherheiten bestellt hat, Rücksicht nehmen. In diesem Rahmen
ist die Bank auch verpflichtet, Aufträge des Kunden über die dem
Pfandrecht unterliegenden Werte auszuführen (z. B. Verkauf 
von Wertpapieren, Auszahlung von Einlagen).
(3) Sondervereinbarungen
Ist für eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmaß- 
stab als der realisierbare Wert oder ist eine andere Deckungs-
grenze oder ist eine andere Grenze für die Freigabe von Sicher-
heiten vereinbart, so sind diese maßgeblich.

17. Verwertung von Sicherheiten
(1) Wahlrecht der Bank
Wenn die Bank verwertet, hat die Bank unter mehreren Sicher- 
heiten die Wahl. Sie wird bei der Verwertung und bei der Aus- 
wahl der zu verwertenden Sicherheiten auf die berechtigten 
Belange des Kunden und eines dritten Sicherungsgebers, der 
für die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten bestellt hat, 
Rücksicht nehmen.
(2) Erlösgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht
Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, 
wird die Bank dem Kunden über den Erlös eine Gutschrift er- 
teilen, die als Rechnung für die Lieferung der als Sicherheit die-
nenden Sache gilt und den Voraussetzungen des Umsatz- 
steuerrechts entspricht.

Kündigung

18. Kündigungsrechte des Kunden
(1) Jederzeitiges Kündigungsrecht
Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzel-
ne Geschäftsbeziehungen, für die weder eine Laufzeit noch 
eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, jeder-
zeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen.
Die Kündigung bedarf der Schriftform.
(2) Kündigung aus wichtigem Grund 
Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abwei-
chende Kündigungsregelung vereinbart, kann eine fristlose
Kündigung nur dann ausgesprochen werden, wenn hierfür ein
wichtiger Grund vorliegt, der es dem Kunden, auch unter Be-
rücksichtigung der berechtigten Belange der Bank, unzumut-
bar werden lässt, die Geschäftsbeziehung fortzusetzen. Die 
Kündigung bedarf der Schriftform.
(3) Gesetzliche Kündigungsrechte
Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.
(4) Abwicklung nach Kündigung eines Depotvertrages
Sofern keine anderslautende Weisung vom Kunden erteilt wur-
de, werden nach dem Wirksamwerden der Kündigung eines 
Depotvertrages die in dem Depot verbuchten Anteile oder 
Aktien an Investmentvermögen verkauft und der Erlös an den 
Kunden ausgekehrt.

19. Kündigungs- und Teilkündigungsrechte der Bank/ 
Löschung von Depots
(1) Kündigung durch die Bank
Die Bank kann die Geschäftsverbindung oder einzelne Ge- 

rung eines Auftrages über jede Veränderung des Depotbestan-
des eine Depotabrechnung. Bei Veränderungen des Depotbe-
standes aufgrund von Sparplänen bzw. Sparverträgen, wird nur
alle sechs Monate eine Depotabrechnung übersandt, es sei denn
es werden die in § 24 Absatz 3 Depotgesetz vorgesehenen 

– sich die vorhandenen Sicherheiten wertmäßig verschlechtert 

wandsentschädigung (Listinggebühr) von den Investmentge- 
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schäftsbeziehungen, für die weder eine Laufzeit noch eine ab- 
weichende Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit unter 
Einhaltung einer angemessenen Kündigungsfrist kündigen. Bei 
der Bemessung der Kündigungsfrist wird die Bank auf die be- 
rechtigten Belange des Kunden Rücksicht nehmen. Für die Kündi-
gung eines Zahlungsdiensterahmenvertrages und eines Depot-
vertrages beträgt die Kündigungsfrist mindestens zwei Monate.
(2) Teilkündigung des Depotvertrages/Eröffnung eines 
Geldkontos
Die Bank kann den Depotvertrag jederzeit unter Einhaltung der
unter Nr. 19 Absatz (1) genannten Frist auch bezüglich nur ein-
zelner im Depot verwahrter Anteile oder Aktien an Investment-
vermögen kündigen, wenn die Grundlagen für die Besteuerung
dieser Anteile oder Aktien nicht oder nicht mehr ordnungsge- 
mäß nach § 5 Investmentsteuergesetz veröffentlicht werden. 
Entsprechendes gilt, wenn die Investmentgesellschaft oder die 
das betreffende Investmentvermögen verwaltende Gesellschaft
gegenüber der Bank mitgeteilt hat, zukünftig die Grundlagen
für die Besteuerung der Anteile oder Aktien an diesem Invest-
mentvermögen nicht oder nicht mehr ordnungsgemäß nach 
§ 5 Investmentsteuergesetz zu veröffentlichen. Ein entsprechen-
des Teilkündigungsrecht der Bank besteht auch hinsichtlich 
Anteilen oder Aktien an Investmentvermögen, die von der Bank
nicht oder nicht mehr angeboten werden. In diesen Fällen ist 
die Bank nach Wirksamwerden der Teilkündigung berechtigt, 
die gekündigten Anteile oder Aktien an Investmentvermögen
zu verkaufen. Erteilt der Kunde keine Weisung oder liegt der 
Bank keine gültige Referenzbankverbindung für eine Auskeh- 
rung des Verkaufserlöses vor, wird der Verkaufserlös auf einem
bei der Bank für den Kunden geführten Geldkonto gutgeschrie-
ben. Sofern der Kunde zu diesem Zeitpunkt noch kein Geldkonto
bei der Bank besitzt, wird die Bank für den Kunden ein Geld- 
konto ohne Berechnung eines Entgeltes nach Nr. 13 dieser AGB
eröffnen und den Verkaufserlös dem Geldkonto gutschreiben, 
sofern dieses für das jeweilige Produkt und die jeweilige Ver- 
triebsorganisation angeboten wird. Für dieses Geldkonto gel- 
ten ergänzend und abweichend zu diesen AGB die Besonderen
Bedingungen für das Geldkonto. Sollte keine der vorgenannten
Auszahlungsvarianten möglich sein, erfolgt die Auskehrung 
per Verrechnungsscheck.
(3) Kündigung unbefristeter Kredite
Kredite und Kreditzusagen, für die weder eine Laufzeit noch 
eine abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, kann die
Bank jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen.
Die Bank wird bei der Ausübung dieses Kündigungsrechts auf
die berechtigten Belange des Kunden Rücksicht nehmen. So- 
weit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die 
Kündigung eines Verbraucherdarlehensvertrages vorsieht, kann
die Bank nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen.
(4) Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist
Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbindung 
oder einzelner Geschäftsbeziehungen ist zulässig, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt, der der Bank deren Fortsetzung auch
unter Berücksichtigung der berechtigten Belange des Kunden
unzumutbar werden lässt. Ein wichtiger Grund liegt insbeson-
dere vor,

verhältnisse gemacht hat, die für die Entscheidung der Bank
über eine Kreditgewährung oder über andere mit Risiken für
die Bank verbundene Geschäfte von erheblicher Bedeutung
waren, oder

– wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermögensver-
hältnisse des Kunden oder der Werthaltigkeit einer Sicherheit
eintritt oder einzutreten droht und dadurch die Rückzahlung
des Darlehens oder die Erfüllung einer sonstigen Verbindlich-  
keit gegenüber der Bank – auch unter Verwertung einer hier-
für bestehenden Sicherheit – gefährdet ist oder

– wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder 
Verstärkung von Sicherheiten nach Nr. 14 dieser AGB oder  
aufgrund einer sonstigen Vereinbarung nicht innerhalb der 
von der Bank gesetzten angemessenen Frist nachkommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen
Pflicht, ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer 
zur Abhilfe bestimmten angemessenen Frist oder nach erfolg-
loser Abmahnung zulässig, es sei denn, dies ist wegen der Be- 
sonderheiten des Einzelfalles (§ 323 Absätze 2 und 3 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches) entbehrlich.
(5) Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen  
bei Verzug
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die 
Kündigung wegen Verzuges mit der Rückzahlung eines Ver- 
braucherdarlehensvertrages vorsieht, kann die Bank nur nach 
Maßgabe dieser Regelungen kündigen.
(6) Abwicklung nach einer Kündigung
Im Falle einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die Bank 
dem Kunden für die Abwicklung (insbesondere für die Rück- 
zahlung eines Kredits) eine angemessene Frist einräumen, so- 
weit nicht eine sofortige Erledigung erforderlich ist.
(7) Abwicklung nach Kündigung eines Depotvertrages
Für die Abwicklung nach Kündigung eines Depotvertrages gilt 
Nr. 18 Absatz (4) entsprechend.
(8) Löschung von Depots 
Ferner kann die Bank ein Depot ohne weitere Mitteilung an den
Kunden löschen, sofern es innerhalb von zwölf Monaten hin-
weg durchgängig keinen Bestand aufgewiesen hat. 

Schutz der Einlagen

20. Sicherungseinrichtung
(1) Schutzumfang
Die Bank ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes
deutscher Banken e. V. angeschlossen. Der Einlagensicherungs-
fonds sichert alle Verbindlichkeiten, die in der Bilanzposition 

„Verbindlichkeiten gegenüber Kunden“ auszuweisen sind. Hier- 
zu zählen Sicht-, Termin- und Spareinlagen einschließlich der auf
den Namen lautenden Sparbriefe. Die Sicherungsgrenze je Gläu-
biger beträgt bis zum 31. Dezember 2014 30 % bis zum 31. De-
zember 2019 20 %, bis zum 31. Dezember 2024 15 % und ab
dem 1. Januar 2025 8,75 % des für die Einlagensicherung maß-
geblichen haftenden Eigenkapitals der Bank. Für Einlagen, die
nach dem 31. Dezember 2011 begründet oder prolongiert wer- 
den, gelten, unabhängig vom Zeitpunkt der Begründung der Ein-
lage, die jeweils neuen Sicherungsgrenzen ab den vorgenann-
ten Stichtagen. Für Einlagen, die vor dem 31. Dezember 2011
begründet wurden, gelten die alten Sicherungsgrenzen bis zur
Fälligkeit der Einlage oder bis zum nächstmöglichen Kündigungs-
termin. Diese Sicherungsgrenze wird dem Kunden von der Bank
auf Verlangen bekannt gegeben. Sie kann auch im Internet un-
ter www.bankenverband.de abgefragt werden. Sofern es sich bei 
der Bank um eine Zweigniederlassung eines Instituts aus einem
anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes handelt, er- 
bringt der Einlagensicherungsfonds Entschädigungsleistungen
nur, wenn und soweit die Guthaben die Sicherungsgrenze der
Heimatlandeinlagensicherung übersteigen. Der Umfang der 
Heimatlandeinlagensicherung kann im Internet auf der Web- 
seite der jeweils zuständigen Sicherungseinrichtung abgefragt
werden, deren Adresse dem Kunden auf Verlangen von der 
Bank mitgeteilt wird.
(2) Ausnahmen vom Einlegerschutz
Nicht geschützt sind Forderungen, über die die Bank Inhaber- 
papiere ausgestellt hat, wie z. B. Inhaberschuldverschreibungen 
und Inhabereinlagenzertifikate, sowie Verbindlichkeiten gegen-
über Kreditinstituten.
(3) Ergänzende Geltung des Statuts des Einlagensiche-
rungsfonds 
Wegen weiterer Einzelheiten des Sicherungsumfanges wird auf
§ 6 des Statuts des Einlagensicherungsfonds verwiesen, das 
auf Verlangen zur Verfügung gestellt wird.
(4) Forderungsübergang
Soweit der Einlagensicherungsfonds oder ein von ihm Beauf-
tragter Zahlungen an einen Kunden leistet, gehen dessen Forde- 
rungen gegen die Bank in entsprechender Höhe mit allen Ne-

(5) Auskunftserteilung
Die Bank ist befugt, dem Einlagensicherungsfonds oder einem
von ihm Beauftragten, alle in diesem Zusammenhang erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung 
zu stellen.

Ombudsmannverfahren

21. Außergerichtliche Streitschlichtung
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank besteht für 
Verbraucher die Möglichkeit, den Ombudsmann der privaten 
Banken anzurufen. Betrifft der Beschwerdegegenstand eine 
Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdienste-

nen auch Kunden, die keine Verbraucher sind, den Ombuds- 
mann der privaten Banken anrufen. Näheres regelt die „Verfah-
rensordnung für die Schlichtung von Kundenbeschwerden im 
deutschen Bankgewerbe“, die auf Wunsch zur Verfügung ge- 
stellt wird oder im Internet unter www.bankenverband.de 
abrufbar ist. Die Beschwerde ist schriftlich an die Kundenbe-
schwerdestelle beim Bundesverband deutscher Banken e. V., 
Postfach 04 03 07, 10062 Berlin, zu richten.

Depotführung

22. Einschränkung des Geschäftsgegenstands
Gegenstand der Depotführung ist die Verwahrung und Verwal-
tung von Anteilen oder Aktien an inländischen und ausländi- 
schen Investmentvermögen (im Nachfolgenden „Investment- 
anteile“ genannt). Andere Wertpapiere werden von der Bank 
weder verwahrt noch verwaltet.

23. Reines Ausführungsgeschäft/Ausschluss der Beratung/ 
Zurverfügungstellen von Verkaufsunterlagen
(1) Reines Ausführungsgeschäft
Die Bank führt sämtliche Aufträge des Kunden als reines Aus-
führungsgeschäft aus. Eine Prüfung, ob die vom Kunden erwor-
benen Investmentanteile angemessen für den Kunden sind,
d. h. ob der Kunde über die erforderlichen Kenntnisse und Er- 
fahrungen verfügt, um die Risiken im Zusammenhang mit den
erworbenen Investmentanteilen angemessen beurteilen zu 
können, nimmt die Bank nicht vor.
(2) Ausschluss der Beratung
Die Bank wird den Kunden beim Kauf, Verkauf oder Tausch von
Investmentanteilen nicht beraten. Der Kunde wird Aufträge 
zum Kauf, Verkauf oder Tausch von Investmentanteilen nur nach

Finanzberater erteilen oder auf jegliche Beratung verzichten. In-
soweit ist eine Haftung der Bank aus unterlassener Beratung für
einen eventuell entstandenen Anlageschaden, insbesondere 
für Kursverluste bei den in einem Investmentvermögen enthal-
tenen Vermögensgegenständen, ausgeschlossen.
(3) Zurverfügungstellen von Verkaufsunterlagen
Die Bank und/oder der Finanzberater des Kunden stellen dem 
Kunden für das Erstgeschäft und für alle Folgegeschäfte die 
Verkaufsunterlagen (z. B. aktuelle Wesentliche Anlegerinfor-
mationen, aktuelle Verkaufsprospekte und aktueller Jahres- 
bzw. Halbjahresbericht) rechtzeitig kostenlos zur Verfügung. 

Ausführung von Depotaufträgen

24. Kauf- und Verkaufsaufträge
(1) Beschränkung auf von der Bank angebotene
Investmentanteile
Die Bank nimmt Aufträge zum Kauf oder Verkauf ausschließlich

von Investmentanteilen von Investmentvermögen entgegen. 
Diese Investmentanteile müssen darüber hinaus von der Bank 

Die Bank kann die Annahme von Aufträgen sowie die Ausfüh- 

gen der Bank einmalig oder regelmäßig wiederholt (z. B. beim
Erwerb von US-amerikanischen Investmentanteilen).
(2) Ausführungsgeschäft/Beauftragung eines Dritten zur 
Ausführung eines Kaufs oder Verkaufs
Die Bank führt Aufträge des Kunden zum Kauf und Verkauf von

oder sonstigen Investmentanteile ausgebenden Stellen ein 
Kauf- oder Verkaufsgeschäft (Ausführungsgeschäft) ab oder 
sie beauftragt eine dritte Person, ein Ausführungsgeschäft ab- 
zuschließen. Eine Ausführung von Aufträgen zum Kauf und Ver- 

Auftragsausführung über eine Wertpapierbörse oder andere 

fall für ihn günstiger sein kann. Soweit Einzahlungsbeträge des
Kunden zum Erwerb eines vollen Anteils nicht ausreichen, 
schreibt die Bank den entsprechenden Anteilbruchteil in drei 
Dezimalstellen nach dem Komma gut.
(3) Preis des Ausführungsgeschäfts
Bei einem Kauf von Investmentanteilen rechnet die Bank gegen-
über dem Kunden den Ausgabepreis der Investmentanteile ab.
Dieser setzt sich aus dem Netto-Inventarwert (NAV) zuzüglich des 
Ausgabeaufschlages bis zum Betrag des im jeweiligen Verkaufs-
prospekt des Investmentvermögens genannten maximalen

mentanteilen rechnet die Bank gegenüber dem Kunden den
Rücknahmepreis ab. Dieser besteht aus dem Netto-Inventarwert
(NAV) abzüglich des Rücknahmeabschlages oder eines sonstigen 
Rücknahmeentgelts (z. B. Rücknahmegebühr, Verwässerungs- 

abschlags bzw. des sonstigen Rücknahmeentgelts.
(4) Bearbeitung/Wertermittlungstag
Eingehende Verkaufs- oder Kaufaufträge werden von der Bank
unverzüglich, spätestens an dem auf den Eingang bei der Bank
folgenden Bankarbeitstag (am Ort der Depotführung) bearbei-
tet. Unter Bearbeitung ist die Weitergabe des Auftrags an die 
jeweilige Investmentgesellschaft, deren Depotbank, einen 
Clearer oder einen Dritten, der mit der weiteren Ausführung 
beauftragt wird, zur Ausführung zu verstehen. Gegenläufige 
Kauf- und Verkaufsorders können von der Bank zusamenge- 
fasst werden und als Nettoposition an die jeweilige Investment-
gesellschaft, deren Depotbank, einen Clearer oder einen Dritten,
der mit der weiteren Ausführung beauftragt wird, weiterge- 
leitet werden (Netting). Maßgebend für den Preis des Ausfüh- 
rungsgeschäfts ist der Wertermittlungstag, zu welchem die je-
weilige Investmentgesellschaft bzw. deren Depotbank/Clea-
ring Bank den Auftrag abrechnet (Ausführungszeitpunkt). Der 
Ausführungszeitpunkt sowie der dem Ausführungsgeschäft zu-
grunde liegende Ausführungspreis liegen somit nicht im Ein-
flussbereich der Bank. Wird der Auftrag nicht ausgeführt, so 
wird die Bank den Kunden hiervon unverzüglich informieren.
(5) Währung von Ein- und Auszahlungen/Umtausch von 
Währungen
Zahlungen des Kunden an die Bank und Zahlungen der Bank an
den Kunden haben stets in EURO zu erfolgen. Zahlungen, die 
in einer anderen Währung als EURO erfolgen, werden von der
Bank zum jeweils aktuellen Umrechnungskurs in EURO umge-
rechnet. Beauftragt der Kunde die Bank zum Erwerb von Invest-
mentanteilen eines Investmentvermögens, der in einer anderen
Währung als EURO geführt wird, so ist die Bank berechtigt, den
hierfür vom Kunden angeschafften EURO-Betrag zum jeweils
aktuellen Umrechnungskurs in die jeweilige Währung umzu-
rechnen.

25. Tauschaufträge
Aufträge zum Tausch von Investmentanteilen wird die Bank als

sobald der Verkaufsauftrag abgewickelt und abgerechnet ist. 
Bei Betragstäuschen kann eine zeitgleiche Abwicklung erfolgen.

26. Übertragung/Auslieferung von Investmentanteilen
Ein Auftrag zur Übertragung von Investmentanteilen zu einem

vestmentanteile ausgeführt werden. Verbleibende Anteilbruch-

Die Auslieferung effektiver Stücke ist ausgeschlossen.

Erfüllung der Investmentanteilgeschäfte

27. Erfüllung im Inland als Regelfall 
Die Bank erfüllt Investmentgeschäfte im Inland, soweit nicht 
die nachfolgenden Bedingungen oder eine anderweitige Ver- 
einbarung die Anschaffung im Ausland vorsehen.

28. Anschaffung im Inland 
Bei der Erfüllung im Inland wird die Bank dem Kunden, sofern 
Investmentanteile zur Girosammelverwahrung bei einer deut-
schen Wertpapiersammelbank zugelassen sind, ausschließlich
Miteigentum an diesem Sammelbestand als Girosammeldepot-
gutschrift verschaffen. Soweit die Anteile nicht zur Girosammel-
verwahrung zugelassen sind, wird dem Kunden Alleineigentum
an den Anteilen verschafft. Diese Anteile verwahrt die Gesell-
schaft für den Kunden gesondert von ihren eigenen Beständen
und denen Dritter (Streifbandverwahrung).

– wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögens-

einer individuellen und sachgerechten Beratung durch einen

rechts (§§ 675 c bis 676 c des Bürgerlichen Gesetzbuches), kön-

benrechten Zug um Zug auf den Einlagensicherungsfonds über.

zum Kauf angeboten werden. Eine Übersicht der von der Bank  
vertriebenen Investmentvermögen ist bei der Bank erhältlich. 

rung von Aufträgen davon abhängig machen, dass der Kunde 
bestimmte Erklärungen abgibt und diese ggf. auch auf Verlan-

einer Wertpapierbörse vergleichbare Handelsplätze im Einzel-

det nicht statt. Der Kunde wird darauf hingewiesen, dass eine 
andere einer Wertpapierbörse vergleichbare Handelsplätze fin-
kauf von Investmentanteilen über eine Wertpapierbörse oder 

Bank für Rechnung des Kunden mit Investmentgesellschaften 
Investmentanteilen im In- und Ausland aus. Hierzu schließt die

Ausgabeaufschlages zusammen. Bei einem Verkauf von Invest-

ausgleich) bis zum Betrag des im jeweiligen Verkaufsprospekt 
des Investmentvermögens genannten maximalen Rücknahme-

Verkaufsauftrag mit nachfolgendem separaten Kaufauftrag be- 
handeln. Der Kaufauftrag wird hierbei jedoch erst ausgeführt, 

anderen Institut kann von der Bank nur hinsichtlich ganzer In-

teile werden von der Bank zu Gunsten des Kunden verkauft. 
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29. Anschaffung im Ausland
(1) Anschaffungsvereinbarung 
Die Bank schafft Investmentanteile im Ausland an, indem sie 
Kaufaufträge in in- oder ausländischen Investmentanteilen im 
Ausland ausführt.
(2) Einschaltung von Zwischenverwahrern
Die Bank wird die im Ausland angeschafften Investmentanteile
im Ausland verwahren lassen. Hiermit wird sie einen anderen 
in- oder ausländischen Verwahrer beauftragen. Die Verwahrung

Usancen des Verwahrungsorts und den für den oder die auslän-
dischen Verwahrer geltenden Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen.
(3) Gutschrift in Wertpapierrechnung
Die Bank wird sich nach pflichtgemäßem Ermessen unter Wah-
rung der Interessen des Kunden das Eigentum oder Miteigen-
tum an den Investmentanteilen oder eine andere im Lagerland
übliche, gleichwertige Rechtsstellung verschaffen und diese 
Rechtsstellung treuhändisch für den Kunden halten. Hierüber
erteilt sie dem Kunden eine Gutschrift in Wertpapierrechnung
(WR-Gutschrift) unter Angabe des ausländischen Staates, in 
dem sich die Wertpapiere befinden (Lagerland).
(4) Deckungsbestand 
Die Bank braucht die Auslieferungsansprüche des Kunden aus 
der ihm erteilten WR-Gutschrift nur aus dem von ihr im Aus- 
land unterhaltenen Deckungsbestand zu erfüllen. Der Deckungs- 
bestand besteht aus den im Lagerland für die Kunden und für 
die Bank verwahrten Investmentanteilen derselben Gattung. 
Ein Kunde, dem eine WR-Gutschrift erteilt worden ist, trägt da- 
her anteilig alle wirtschaftlichen und rechtlichen Nachteile und 
Schäden, die den Deckungsbestand als Folge von höherer Ge-
walt, Aufruhr, Kriegs- und Naturereignissen oder durch sonstige 
von der Bank nicht zu vertretende Zugriffe Dritter im Ausland 
oder im Zusammenhang mit Verfügungen von hoher Hand 
des In- oder Auslands treffen sollten.
(5) Behandlung der Gegenleistung
Hat ein Kunde nach Absatz (4) Nachteile und Schäden am  
Deckungsbestand zu tragen, so ist die Bank nicht verpflichtet,
dem Kunden den Kaufpreis zurückzuerstatten. 

Dienstleistungen im Rahmen der Depotführung

30. Wiederanlage von Ausschüttungen/Barausschüttung
(1) Wiederanlage von Ausschüttungen
Ausschüttungen von Erträgnissen werden – ggf. unter Abzug 
von einzubehaltenden Steuern – wie Einzahlungen des Kunden
behandelt; sie werden automatisch in Investmentanteilen des 
betreffenden Investmentvermögens wieder angelegt, soweit
dies der Bank möglich ist. Die Wiederanlage erfolgt sobald die
Bank die entsprechende Zahlung erhalten hat zum nächstmög-

(2) Barausschüttungen 
Der Kunde kann den Auftrag erteilen, sämtliche Ausschüttungs-
beträge automatisch auszuzahlen. Die Auszahlung erfolgt, so-
bald die Bank die entsprechende Zahlung erhalten hat. Für die
Auszahlung ist eine Referenzbankverbindung zu benennen.
(3) Ausschüttungen bei Verschmelzungen
Wird ein Investmentvermögen in Einklang mit den gesetzlichen
Regelungen auf ein anderes Investmentvermögen (im Nach- 

folgenden „aufnehmendes Investmentvermögen” genannt)
verschmolzen, werden in diesem Zusammenhang ggf. erfolgen-
de Ausschüttungen in Anteilen bzw. Anteilbruchteilen des auf- 
nehmenden Investmentvermögens angelegt, sofern keine ab- 
weichende Weisung des Kunden vorliegt.

31. Auflösung und Verschmelzung von Investmentvermögen
(1) Auflösung von Investmentvermögen/Auskehrung des
Liquidationserlöses/Eröffnung eines Geldkontos/ 
Auszahlplan
Wird ein Investmentvermögen, dessen Investmentanteile im 
Depot des Kunden verwahrt werden, wegen Zeitablaufs oder 
aus anderen Gründen aufgelöst, so wird die Bank, wenn keine 
gegenteilige Weisung des Kunden oder keine gültige Referenz- 

Liquidationserlös einem bei der Bank für den Kunden geführten
Geldkonto gutschreiben. Sofern der Kunde zu diesem Zeitpunkt
noch kein Geldkonto bei der Bank besitzt, wird die Bank für den 
Kunden ein Geldkonto ohne Berechnung eines Entgeltes nach
Nr. 13 dieser AGB eröffnen und den Liquidationserlös dem Geld-
konto gutschreiben, sofern dieses für das jeweilige Produkt und 
die jeweilige Vertriebsorganisation angeboten wird. Für dieses
Geldkonto gelten ergänzend und abweichend zu diesen AGB
die Besonderen Bedingungen für das Geldkonto. Sollte keine 
der vorgenannten Auszahlungsvarianten möglich sein, erfolgt
die Auskehrung per Verrechnungsscheck. Auszahlpläne werden
nach Einstellung der Anteilrücknahme beendet.
(2) Fortsetzung von Spar- und Auszahlungsplänen bei  
Verschmelzung von Investmentvermögen bei fehlender 
Weisung 
Hat der Kunde einen Sparplan zu Gunsten eines Investmentver- 
mögens eingerichtet, der im Einklang mit den gesetzlichen Re- 
gelungen auf ein anderes Investmentvermögen verschmolzen 
wird, so wird die Bank die künftigen Sparraten in Anteilen des

vereinbart, der im Einklang mit den gesetzlichen Regelungen auf 

keine abweichende Weisung des Kunden vorliegt.
Die Regelung des Absatzes (2) gilt nur, sofern das aufnehmende 
Investmentvermögen ein transparentes Investmentvermögen 
ist, das in der Bundesrepublik Deutschland zum öffentlichen 
Vertrieb zugelassen ist.

32. Steuererstattungen/Eröffnung eines Geldkontos
Die Bank überprüft mindestens einmal jährlich, inwieweit sich
für den Kunden im Zusammenhang mit der Führung von Steu-
ertöpfen auszahlbare steuerliche Guthaben ergeben. Die Bank
wird, wenn keine gegenteilige Weisung des Kunden oder keine

Geldkonto gutschreiben. Sofern der Kunde zu diesem Zeitpunkt
noch kein Geldkonto bei der Bank besitzt, wird die Bank für den
Kunden ein Geldkonto ohne Berechnung eines Entgeltes nach 
Nr. 13 dieser AGB eröffnen und das Guthaben dem Geldkonto 
gutschreiben, sofern ein Geldkonto für das jeweilige Produkt 
und die jeweilige Vertriebsorganisation angeboten wird. Für 
dieses Geldkonto gelten ergänzend und abweichend zu diesen

AGB die Besonderen Bedingungen für das Geldkonto. Sollte 
keine der vorgenannten Auszahlungsvarianten möglich sein, 
erfolgt die Auszahlung per Verrechnungsscheck.

33. Verkauf von Anteilen zur Abführung von Kapitalertragsteuern
Bestehen Kapitalerträge, hinsichtlich derer Kapitalertragsteuer 
zu erheben ist, ganz oder teilweise nicht in Geld (z. B. bei Ver- 
schmelzung ausländischer Investmentvermögen) oder reicht 

steuer (ggf. nebst Zuschlägen) aus, so kann die Bank, wenn 
nicht der Kunde den notwendigen Betrag innerhalb von 8 Tagen
nach Aufforderung zur Verfügung stellt (Eingang innerhalb der
genannten Frist auf dem von der Bank in der Aufforderung an- 
gegebenen Konto), Investmentanteile des betroffenen Invest-
mentvermögens in einem Umfang verkaufen, dass sie die Kapi-
talertragsteuer (ggf. mit Zuschlägen) abführen kann.

34. Weitergabe von Nachrichten
Werden in den „Wertpapiermitteilungen“ Informationen veröf- 

von ihrem ausländischen Verwahrer/Zwischenverwahrer über-
mittelt, so wird die Bank dem Kunden diese Informationen zur 
Kenntnis geben, soweit sich diese auf die Rechtsposition des 
Kunden erheblich auswirken können (z. B. bei Auflösung von 

richtigung des Kunden kann unterbleiben, wenn die Information
bei der Bank nicht rechtzeitig eingegangen ist oder die vom Kun-
den zu ergreifenden Maßnahmen wirtschaftlich nicht zu ver- 

nis zu den möglichen Ansprüchen des Kunden stehen.

35. Prüfungspflicht der Bank 
Bei der Einlieferung von Wertpapierurkunden wird von der Bank
oder einem von ihr beauftragten Zwischenverwahrer anhand 
der Bekanntmachungen in den „Wertpapiermitteilungen“ ein-
malig geprüft, ob diese von Verlustmeldungen (Opposition), 
Zahlungssperren und dergleichen betroffen sind. Die Bank 
nimmt sie – sofern dies nach Abschluss der Prüfung möglich 
ist – in Girosammelverwahrung. Die Überprüfung auf Aufge-
botsverfahren zur Kraftloserklärung von Wertpapierurkunden 
erfolgt auch nach Einlieferung.

36. Einlieferungen/Überträge an die Bank 
Diese AGB gelten auch, wenn der Kunde der Bank in- oder aus-
ländische Investmentanteile zur Verwahrung effektiv einliefert

lässt. Verlangt der Kunde die Verwahrung im Ausland, wird ihm
eine WR-Gutschrift nach Maßgabe der AGB erteilt. Die effektive

treffenden Investmentanteile von der Bank angeboten und – im
Fall des Übertrags – soweit ganze Investmentanteile an die Bank

Stücken nicht verpflichtet. Sie wird insbesondere die Annahme ab-

möglich ist, mit denen sie zum Zeitpunkt der Einlieferung in ver-
traglichen Beziehungen steht. Die Bank kann die Annahme von
Einlieferungen und Überträgen davon abhängig machen, dass 

auf Verlangen der Bank einmalig oder regelmäßig wiederholt
(z. B. beim Erwerb von US-amerikanischen Investmentanteilen).

Erläuterungen zur Verwahrung von Wertpapieren (gültig ab 1. Juli 2012)

Die Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank” genannt) 
führt Depots für Kunden in denen Anteile oder Aktien an Invest-
mentvermögen (nachfolgend „Investmentanteile“ genannt) 
– eine bestimmte Art von Wertpapieren – verwahrt und verwaltet 
werden. Die Verwahrung von Wertpapieren erfolgt gemäß den 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Fondsdepot Bank GmbH 
(im Nachfolgenden „AGB” genannt). Inländische Wertpapiere wer- 

institut oder einer deutschen Wertpapiersammelbank (z. B. Clear-
stream Banking Frankfurt) verwahrt. Ausländische Wertpapiere 
werden in der Regel im Heimatmarkt des betreffenden Papiers 
oder in dem Land verwahrt, in dem der Kauf getätigt wurde. In 
welchem Land die jeweiligen Wertpapiere verwahrt werden, teilt 

die Bank auf der Wertpapierabrechnung mit. An den Wertpapie-
ren, die wie zuvor beschrieben verwahrt werden, erhält der Kunde 
Eigentum bzw. eine eigentumsähnliche Rechtsstellung (vgl. Nr. 29 
der AGB). Dadurch ist der Kunde nach der Maßgabe der jeweils 
geltenden ausländischen Rechtsordnung vor dem Zugriff Dritter 
auf seine Wertpapiere geschützt. Im Übrigen haftet die Bank bei 
der Verwahrung von Wertpapieren nach Nr. 29 Absatz (4) der AGB.

Die Bank unterhält unter anderem Beziehungen zu ausländischen 
Lagerstellen in folgenden Ländern: Dänemark, Frankreich, Groß- 
britannien, Irland, Liechtenstein, Luxemburg, Österreich, Schweiz.

Die bei der Bank für den Kunden verwahrten Investmentanteile un-
terliegen besonderem gesetzlichen Schutz. Gesetzliche Bestim- 

mungen sehen u. a. vor, dass die Investmentanteile des Kunden 
nicht Eigentum der depotführenden Stelle, hier also der Bank, sind.
Im Fall der Insolvenz der Bank wären die bei ihr für den Kunden ver-
wahrten Investmentanteile nicht Teil der Insolvenzmasse der Bank. 
Der Gesamtwert der für den Kunden bei der Bank verwahrten In-
vestmentanteile ist somit nicht deckungsgleich mit dem möglichen
Ausfallrisiko des Kunden im Insolvenzfall der Bank. Eine Gegenüber-
stellung des Gesamtwertes der für den Kunden bei der Bank ver- 
wahrten Investmentanteile mit einer Höchstgrenze aus einer Ent- 
schädigungseinrichtung lässt daher keine Rückschlüsse auf das 
für den Kunden bestehende Ausfallrisiko zu.

Hinweis zum Umfang der Einlagensicherung (gültig ab 1. Juli 2012)

Die Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank” genannt) 
ist dem Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher 
Banken e. V. und der gesetzlichen Entschädigungseinrichtung 
deutscher Banken GmbH (EdB) angeschlossen. Hierdurch sind alle
Verbindlichkeiten, die in der Bilanzposition ,,Verbindlichkeiten ge- 
genüber Kunden“ auszuweisen sind, gesichert. Hierzu zählen Sicht-, 
Termin- und Spareinlagen einschließlich der auf den Namen 
lautenden Sparbriefe.

Die Sicherungsgrenze je Gläubiger beträgt bis zum 31. Dezember 
2014 30 %, bis zum 31. Dezember 2019 20 %, bis zum 31. Dezem- 
ber 2024 15 % und ab dem 1. Januar 2025 8,75 % des für die Ein-
lagensicherung maßgeblichen haftenden Eigenkapitals der Bank.
Für Einlagen, die nach dem 31. Dezember 2011 begründet oder
prolongiert werden, gelten, unabhängig vom Zeitpunkt der Be- 
gründung der Einlage, die jeweils neuen Sicherungsgrenzen ab

den vorgenannten Stichtagen. Für Einlagen, die vor dem 31. De- 
zember 2011 begründet wurden, gelten die alten Sicherungs-
grenzen bis zur Fälligkeit der Einlage oder bis zum nächstmög-

Die jeweilige Sicherungsgrenze wird dem Kunden von der Bank 
auf Verlangen bekannt gegeben. Sie kann auch im Internet unter 
www.bankenverband.de abgefragt werden.

Nicht geschützt sind Verbindlichkeiten, über die die Bank Inhaber- 
papiere ausgestellt hat, wie z. B. Inhaberschuldverschreibungen 
und Inhabereinlagenzertifikate, sowie Verbindlichkeiten gegen-
über Kreditinstituten.

Sicherung von Verbindlichkeiten aus Wertpapiergeschäften
Ist die Bank pflichtwidrig außer Stande, Wertpapiere des Kunden 
zurückzugeben, so besteht neben der Haftung der Bank im Ent-

schädigungsfall ein Entschädigungsanspruch gegen die Entschä-
digungseinrichtung deutscher Banken GmbH. Der Anspruch ge- 
gen die Entschädigungseinrichtung ist der Höhe nach begrenzt 
auf 90 % des Wertes dieser Wertpapiere, maximal jedoch auf den 
Gegenwert von 20.000 EUR.

Konkurrenz zwischen Einlagensicherungsfonds und EdB
Der Einlagensicherungsfonds erbringt Entschädigungsleistungen
nur sofern und soweit der Gläubiger nicht durch die EdB entschä-
digt wird.

Rechtsgrundlagen
Zur näheren Information wird auf Nr. 20 der Allgemeinen  
Geschäftsbedingungen der Fondsdepot Bank GmbH und die Re-
gelungen des Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungs-
gesetzes hingewiesen.

den regelmäßig bei einer Kapitalanlagegesellschaft, einem Kredit- 

lichen Kündigungstermin.

lichen Wertermittlungstag, sofern die Bank hierzu berechtigt 
ist, ohne Ausgabeaufschlag. gültige Referenzbankverbindung für eine Auszahlung vorliegt, 

das Guthaben einem bei der Bank für den Kunden geführten

der Kunde bestimmte Erklärungen abgibt und diese ggf. auch

übertragen werden. Die Bank ist zur Annahme von effektiven

lehnen, wenn ihr eine Einlieferung bei den Lagerstellen nicht 

Einlieferung sowie ein Übertrag ist nur möglich, wenn die be- 

oder Depotguthaben von einem anderen Verwahrer übertragen 

der Investmentanteile unterliegt den Rechtsvorschriften und 

bankverbindung für eine Auskehrung vorliegt, den auf die ver- 
wahrten Investmentanteile entfallenden und einzuziehenden 

aufnehmenden Investmentvermögens anlegen, solange keine 
abweichende Weisung des Kunden vorliegt. 

ein anderes Investmentvermögen verschmolzen wird, so wird 
die Bank die künftigen Auszahlungen aus dem Anteilsbestand an 
dem aufnehmenden Investmentvermögen erbringen, solange 

Hat der Kunde einen Auszahlplan für ein Investmentvermögen 

der in Geld geleistete Teil nicht zur Deckung der Kapitalertrag- 

fentlicht, die die Investmentanteile des Kunden betreffen, oder 
werden der Bank solche Informationen vom Emittenten oder 

Investmentvermögen) und die Benachrichtigung des Kunden 
zur Wahrung seiner Interessen erforderlich ist. Eine Benach-

treten sind, weil die anfallenden Kosten in einem Missverhält-
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Erfolgt der Kauf von Investmentanteilen durch mündliche Ver- 
handlungen außerhalb der ständigen Geschäftsräume desjeni-
gen, der die Anteile verkauft oder den Verkauf vermittelt hat, so 
kann der Käufer seine Erklärung über den Kauf binnen einer  
Frist von zwei Wochen der Investmentgesellschaft gegenüber 
in Textform widerrufen (Widerrufsrecht); dies gilt auch dann, 
wenn derjenige, der die Anteile verkauft oder den Verkauf ver- 
mittelt, keine ständigen Geschäftsräume hat. Handelt es sich  
um ein Fernabsatzgeschäft i. S. d. § 312 b des Bürgerlichen  
Gesetzbuchs, so ist bei einer Erbringung von Finanzdienstleis- 
tungen, deren Preis auf dem Finanzmarkt Schwankungen un- 
terliegt, ein Widerruf nach den Vorschriften über Fernabsatz- 
verträge ausgeschlossen. 

Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung der 
Widerrufserklärung. Der Widerruf ist gegenüber der Fondsdepot 
Bank GmbH, Windmühlenweg 12, 95030 Hof in Textform unter 
Angabe der Person des Erklärenden einschließlich dessen Unter- 
schrift zu erklären, wobei eine Begründung nicht erforderlich ist.  
Die Widerrufsfrist beginnt erst zu laufen, wenn die Durchschrift 
des Antrags auf Vertragsschluss dem Käufer ausgehändigt oder 
ihm eine Kaufabrechnung übersandt worden ist und darin eine 
Belehrung über das Widerrufsrecht wie die vorliegende enthalten 
ist. Ist der Fristbeginn streitig, trifft die Beweislast den Verkäufer

Das Recht zum Widerruf besteht nicht, wenn der Verkäufer nach- 
weist, dass entweder der Käufer die Anteile im Rahmen seines Ge- 
werbebetriebes erworben hat oder er den Käufer zu Verhand-

lungen, die zum Verkauf der Anteile geführt haben, aufgrund 
vorhergehender Bestellung gemäß § 55 Absatz 1 der Gewerbe-
ordnung aufgesucht hat. 

Ist der Widerruf erfolgt und hat der Käufer bereits Zahlungen 
geleistet, so ist die Investmentgesellschaft verpflichtet, dem 
Käufer, gegebenenfalls Zug um Zug gegen Rückübertragung 
der erworbenen Anteile, die bezahlten Kosten und einen Betrag 
auszuzahlen, der dem Wert der Anteile am Tage nach dem Ein-
gang der Widerrufserklärung entspricht. 

Auf das Recht zum Widerruf kann nicht verzichtet werden. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten entsprechend beim 
Verkauf von Anteilen durch den Anleger. 

Recht auf Widerruf gemäß § 126 InvG

Informationen zum Fernabsatz von Finanzdienstleistungen gemäß 
§§ 312 b ff. BGB in Verbindung mit Artikel 246 EGBGB (gültig ab 1. Juli 2012)

Ende der Widerrufsbelehrung

Name und ladungsfähige Anschrift des Unternehmens

Sitz und Register
Der Sitz der Bank ist Hof/Saale.  
Die Bank ist im Handelsregister beim Amtsgericht Hof/Saale unter 
der Nummer HRB 2018 eingetragen.

Zuständige Aufsichtsbehörde
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht  
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn  
www.bafin.de

Hauptgeschäftstätigkeit 
Die Bank führt als Kreditinstitut Depots für Kunden, in denen 
Anteile oder Aktien an Investmentvermögen (im Nachfolgenden 
„Investmentanteile“ genannt) von Kapitalanlagegesellschaften 
und Investmentgesellschaften (im Nachfolgenden „Investment-
gesellschaften“ genannt) verwahrt werden. Die Kunden der 
Bank haben die Möglichkeit, Kauf-, Verkaufs- und Tauschaufträge 
über das bei der Bank geführte Depot durchzuführen. Darüber 
hinaus bietet die Bank Beratern und Kapitalanlagegesellschaften 
Abwicklungsdienstleistungen an. Ferner werden Kundengelder als 
Einlagen entgegengenommen.

Anwendbares Recht, Gerichtsstand 
Der Vertragsschluss und die gesamte Geschäftsbeziehung zwi-
schen dem Kunden und der Bank unterliegen deutschem Recht. 
Gerichtsstand für Klagen gegen die Bank ist Hof/Saale.

Vertragssprache
Maßgebliche Sprache für das Vertragsverhältnis und die gesamte 
Kommunikation mit dem Kunden ist für die Dauer der Geschäfts-
beziehung die deutsche Sprache.

Information über das Zustandekommen des Vertrages
Der Kunde gibt gegenüber der Bank mit dem ausgefüllten und un-
terzeichneten Depoteröffnungs- und ggf. Kontoeröffnungsantrag 
ein bindendes Angebot auf Abschluss eines Depot- und ggf. Kon-
tovertrages ab. Nach dem Zugang dieses Angebotes bei der Bank 
kommt der Depot- und ggf. Kontovertrag durch die Annahme 
durch die Bank zustande. Der Kunde verzichtet gemäß § 151 BGB 
auf den Zugang der Annahmeerklärung der Bank. Nach Durchfüh-
rung einer ggf. erforderlichen Legitimationsprüfung bestätigt die 
Bank den Abschluss des Depot- und ggf. Kontovertrages in einem 
gesonderten Schreiben.

Wesentliche Merkmale der Dienstleistung

1. Depotvertrag: Die Bank wird nach erfolgter Legitimation des 
Kunden ein Depot und ggf. erforderliche Unterdepots eröffnen. 
Im Rahmen des mit der Bank geschlossenen Depotvertrages ver- 
wahrt die Bank die vom Kunden erworbenen Investmentanteile. 
Der Erwerb und die Veräußerung von Investmentanteilen erfolgt 
durch Kommissionsgeschäft. Der Kunde erteilt der Bank den Auf- 
trag, Investmentanteile zu erwerben oder zu veräußern. In der
Folge wird sich die Bank bemühen, für Rechnung des Kunden mit
Investmentgesellschaften oder sonstigen Investmentanteile ausge-
benden Stellen, ein entsprechendes Ausführungsgeschäft abzu-
schließen. Nach der Abwicklung der Kauf-/Verkaufstransaktion 
erhält der Kunde eine Abrechnung von der Bank.

2. Geldkonto: Soweit dieser Service angeboten wird, wird das 
Geldkonto in laufender Rechnung in Verbindung mit einem Depot 
geführt. Das Geldkonto dient als Anlagekonto und Verrechnungs-
konto für das Depot. Das Geldkonto kann nicht als allgemeines 
Zahlungsverkehrskonto verwendet werden. Eine feste Laufzeit  
wird nicht vereinbart. Der Kunde kann jederzeit über das Gutha- 
ben auf dem Geldkonto verfügen. Die jeweils gültigen Konditio- 
nen, insbesondere der Zinssatz, kann dem Internet unter  
www.fondsdepotbank.de entnommen werden oder jederzeit  
telefonisch bei der Bank erfragt werden.

Zahlung und Erfüllung des Vertrages

1. Depotvertrag: Die Bank erfüllt ihre Verpflichtung aus dem De-
potvertrag durch Bereitstellung und Führung eines Depots und  
Verwahrung der vorhandenen Investmentanteile sowie durch Aus-
führung von Kundenaufträgen zum Erwerb oder zur Veräußerung 
von Investmentanteilen im Rahmen eines Kommissionsgeschäf-
tes. Das hierfür zu entrichtende Entgelt sowie die Entgelte für 
weitere Leistungen der Bank und die Fälligkeiten der Entgelte 
sind dem jeweils aktuellen Preis- und Leistungsverzeichnis zu 
entnehmen. 

2. Geldkonto: Die Bank erfüllt ihre Verpflichtung aus dem Geld-
konto durch Bereitstellung und Führung eines Geldkontos in lau-
fender Rechnung. Verfügungen über das Guthaben auf dem Geld-
konto können nur in Form von Überweisungen zu Gunsten des/
der bei der Bank hinterlegten Referenzkontos/Referenzkonten 
oder durch Aufträge an die Bank zum Erwerb von Investmentan-
teilen erfolgen. Guthabenzinsen, Erlöse aus Wertpapiergeschäften 
und sonstige Gutschriften aus dem Depotvertrag können dem 
Geldkonto gutgeschrieben werden. Die Bank ist berechtigt, das 
Geldkonto mit Zinsen für geduldete Überziehungen und Entgel-
ten aus der Geschäftsverbindung zu belasten.

Preise

1. Depot- und Kontovertrag: Für Zinsen und Entgelte im Zu- 
sammenhang mit der Bereitstellung des Depots und der 
Depot- und Kontoführung gilt das jeweils aktuelle Preis- und 
Leistungsverzeichnis der Bank. Zinsen und Entgelte können im 
Laufe der Geschäftsbeziehung Änderungen unterliegen. Das 
jeweils gültige Preis- und Leistungsverzeichnis kann der Kunde 
bei der Bank anfordern.

2. Investmentanteile: Beim Erwerb bzw. der Veräußerung von 
Investmentanteilen kann ein Ausgabeaufschlag bzw. ein Rücknah- 
meabschlag anfallen. Angaben zur Höhe des Ausgabeaufschla-
ges bzw. Rücknahmeabschlages und der jährlich anfallenden 
Vergütungen sind in den jeweiligen Verkaufsprospekten der 
Investmentvermögen enthalten.

Steuern 
Für einen in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtigen Privat-
anleger gilt: 
Erträge aus Investmentanteilen können als Kapitaleinkünfte er- 
tragsteuerpflichtig sein. 
Ebenfalls ertragsteuerpflichtig sind regelmäßige Gewinne aus der 
Veräußerung (einschließlich der Rückgabe) von Investmentan-
teilen; solche Gewinne können gegebenenfalls auch bei z. B. Auf- 
lösung oder Verschmelzung von Investmentvermögen sowie bei 
Wertpapierüberträgen anfallen. Für Gewinne aus der Veräußerung
von Investmentanteilen, die vor dem 1. Januar 2009 erworben wur-
den, gilt dies grundsätzlich nur, wenn diese Anteile binnen eines 
Jahres seit Erwerb wieder veräußert wurden; für bestimmte Invest-

bei Veräußerung eines Investmentanteils ertragsteuerpflichtig sind 
sog. Zwischengewinne.

sind diese Einkünfte steuerpflichtig.

Abhängig vom jeweils geltenden Steuerrecht (In- oder Ausland) 
können bei der Zahlung von Erträgen, Veräußerungserlösen und 
Guthabenzinsen Kapitalertrag- und/oder sonstige Steuern an-
fallen, die an die jeweilige Steuerbehörde abgeführt werden und 
daher den an den Kunden zu zahlenden Betrag mindern. 

Die dargestellte steuerliche Behandlung kann sich ändern. Bei 
Fragen zur steuerlichen Behandlung einer Anlage in Investment-
anteile oder auf dem Geldkonto sollte der Kunde sich an die für ihn
zuständige Steuerbehörde bzw. an seinen steuerlichen Berater 
wenden.

Hinweis auf Risiken und Preisschwankungen

1. Depotvertrag: Investmentanteile unterliegen preislichen 
Schwankungen. Es besteht das Risiko sinkender Anteilpreise, denn 
bei in Investmentvermögen gehaltenen Vermögenswerten spie- 
geln sich Wertverluste im Anteilpreis wider. Auf solche Preis-
schwankungen und Wertveränderungen auf dem Finanzmarkt 

der Vergangenheit erlaubt keine Prognose für die Zukunft.

2. Geldkonto: Zinsen auf dem Geldkonto unterliegen Verän- 
derungen. Der Service Geldkonto kann von der Bank eingestellt 
werden.

Vertragliche Kündigungsbedingungen

1. Depot- und Kontovertrag: Die Regelungen zur Kündigung 
des Depot- und Kontovertrages ergeben sich aus Nr. 18 und 
19 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Fondsdepot 
Bank GmbH.

2. Investmentanteile: Die Regelungen über die Kündigung  
und Auflösung des jeweiligen Investmentvermögens sind 
dem Verkaufsprospekt zu entnehmen.

Fondsdepot Bank GmbH 
Windmühlenweg 12
95030 Hof

(im Nachfolgenden „Bank” genannt)

Telefon: +49 (0) 9281 7258-3000
Telefax: +49 (0) 9281 7258-46118
info@fondsdepotbank.de
www.fondsdepotbank.de

Die Bank wird gesetzlich vertreten durch ihre 
Geschäftsführer: 

Andreas Bittner, Jörg Brand, Andreas Povel

Widerrufsbelehrung für den Kunden

Widerrufsrecht bzgl. des Depotvertrages 
und Geldkontos
Der Kunde kann seine auf die Eröffnung des Depots gerich- 
tete Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe 
von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. 
Die Frist beginnt nach Erhalt dieser Belehrung in Textform, 
jedoch nicht vor Vertragsschluss und auch nicht vor Erfüllung 
der Informationspflichten gemäß Artikel 246 § 2 in Verbin-
dung mit § 1 Absatz 1 und 2 EGBGB durch die Bank. Zur Wah- 
rung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung 
des Widerrufs.

Der Widerruf ist zu richten an: 
Fondsdepot Bank GmbH, 95025 Hof

Widerrufsfolgen: 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits emp-
fangenen Leistungen zurückzugewähren und ggf. gezogene 
Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben. Kann der Kunde die 
empfangene Leistung sowie Nutzungen (z. B. Gebrauchsvor-
teile) nicht oder teilweise nicht oder nur in verschlechtertem 
Zustand zurückgewähren bzw. herausgeben, muss er inso- 
weit Wertersatz leisten. Dies kann dazu führen, dass er die 
vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis 
zum Widerruf gleichwohl erfüllen muss.

Besondere Hinweise: 
Bei Widerruf dieses Fernabsatzvertrages über eine Finanz- 
dienstleistung ist der Kunde auch an einen hinzugefügten 
Fernabsatzvertrag nicht mehr gebunden, wenn dieser Ver- 
trag eine weitere Dienstleistung der Bank oder eines Dritten 
auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen der Bank  
und dem Dritten zum Gegenstand hat.

Ende der Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht bzgl. Investmentanteile
Bei dem Kauf oder Verkauf von Investmentanteilen besteht 
kein Widerrufsrecht nach den Vorschriften über Fernabsatz-
verträge, da deren Preis auf dem Finanzmarkt Schwankungen 
unterliegt, auf die die Bank keinen Einfluss hat.

Der Kunde kann den Kauf oder Verkauf von Investmentanteilen
jedoch nach § 126 InvG widerrufen. Weitere Informationen 
zum Widerrufsrecht nach § 126 InvG sind in den Depoteröff-
nungsunterlagen abgedruckt.

mentanteile gelten insofern jedoch Besonderheiten. In jedem Falle 

Soweit im Rahmen der Kontoführung Guthabenzinsen anfallen, 

hat die Bank keinen Einfluss. Die Entwicklung der Anteilpreise in 
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Transparenz schaffen – die Basis für eine langfristig 
erfolgreiche Geschäftsbeziehung (gültig ab 1. Juli 2012)

Wir sind davon überzeugt, dass langfristiger Unternehmenserfolg 
von der Fähigkeit abhängt, geschäftliche Beziehungen nachhaltig 
und verantwortungsvoll zu gestalten. Einen wesentlichen Aspekt 
für eine langfristig erfolgreiche Geschäftsbeziehung sehen wir da- 
rin, den Interessen unserer Kunden eine hohe Priorität einzuräu-
men und (potenzielle) Interessenkonflikte fair zu regeln. Dennoch 
bleibt es nicht aus, dass in Einzelfällen die berechtigten Interessen 
unserer Kunden und unsere eigenen Interessen als betriebswirt-
schaftlich agierendes Unternehmen in Konkurrenz zueinander ste-
hen. Der Umgang hiermit ist bei uns von dem Grundsatz der fairen
und angemessenen Handhabung dieser Interessenkonflikte ge-
prägt. So gilt es, Interessenkonflikte zwischen Kunden, zwischen 
Kunden und der Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank“
genannt) oder innerhalb der Xchanging Gruppe zu vermeiden. Das

Vor diesem Hintergrund haben wir für uns und unsere Mitarbei- 

Danach unterliegen beispielsweise sowohl die persönlichen Wert- 
papiergeschäfte unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter als auch
die Wahrnehmung von Mandaten und Nebentätigkeiten bei ande- 
ren Unternehmen (sowohl intern als auch extern) durch unsere Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter strengen Vorschriften und Kontrollen,
damit Informationen, zu denen unsere Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter Zugang haben, nicht unrechtmäßig zum eigenen Vorteil ge-
nutzt werden können. 
Trotz dieser und anderer Maßnahmen kann die Entstehung von In-
teressenkonflikten nicht in allen Einzelfällen ausgeschlossen werden.
Wir sind davon überzeugt, dass im Rahmen einer fairen Geschäfts-
beziehung ein offener und ehrlicher Umgang mit dieser Tatsache 
notwendig ist und möchten Ihnen daher die nachfolgenden Um- 
stände transparent machen, die grundsätzlich geeignet sein könnten,
einen Interessenkonflikt zu begründen.

Ein solcher kann unter Umständen aus der Tatsache resultieren, 

dass wir im Zusammenhang mit dem Angebot einer umfangrei- 
chen Palette an Investmentvermögen eine Aufwandsentschädigung
(Listinggebühr) von den Investmentgesellschaften erhalten sowie 
im Zusammenhang mit der Depotführung und der Abwicklung von
Aufträgen eine zeitanteilige Bestandsvergütung und/oder Vertriebs-
provision von den die jeweiligen Investmentvermögen auflegenden
Investmentgesellschaften entgegennehmen, solange die Anteile oder
Aktien an Investmentvermögen bei uns verwahrt werden. Die Höhe 
der zeitanteiligen Bestandsvergütung berechnet sich in der Regel als
prozentualer Anteil des jeweiligen Wertes der verwahrten Anteile 
oder Aktien an Investmentvermögen und beträgt – je nach Invest-
mentgesellschaft und Investmentvermögen – bis zu 1,9 % p. a. Diese 
Vergütungen können je nach Investmengesellschaft und Investment-
vermögen unterschiedlich sein, sodass es nicht grundsätzlich aus- 
zuschließen ist, dass neben der Produktqualität auch die Höhe dieser
Provision für die Aufnahme eines Investmentvermögens in unsere
Produktpalette ausschlaggebend sein kann. Wir sind jedoch der Über-
zeugung, dass langfristiger Erfolg nur mit herausragenden Produkten
möglich ist, sodass wir stets darauf achten, Ihnen eine hochwertige
Angebotspalette zu präsentieren.

Auch möchten wir Sie darauf hinweisen, dass Dezimalstellen bei 
der Berechnung der Stücke im Vergleich zur Preisfeststellung der 
Investmentgesellschaft mitunter nur verkürzt dargestellt werden. 
Hierbei erfolgt eine kaufmännische Rundung auf drei Dezimalstellen.

Zudem unterliegen auch unsere Vertriebspartner möglicherweise 
Interessenkonflikten. Solche können aus der Tatsache resultieren, 
dass wir den Vertriebspartnern für ihre Dienstleistungen in Abhän-
gigkeit zu den vermittelten Investmentvermögen und Einlagen eine
zeitanteilige Bestandsvergütung (Vertriebsfolgeprovision) und/oder
eine Vertriebsprovision gewähren, z. B. Vergütung von bis zu 100 %
aus dem Ausgabeaufschlag oder anteilige Vergütung aus dem De-
potführungsentgelt und/oder Sachleistungen, wie z. B. Schulungen.
Die Höhe der zeitanteiligen Bestandsvergütung berechnet sich in der 
Regel als prozentualer Anteil des jeweiligen Wertes der verwahrten

Anteile oder Aktien an Investmentvermögen und beträgt – je nach 
Investmentgesellschaft und Investmentvermögen – bis zu 1,5 % p. a. 
Diese Vergütungen können je nach Investmentgesellschaft und ver- 
mitteltem Investmentvermögen unterschiedlich sein, sodass die 
Möglichkeit besteht, dass die Höhe der Vertriebs-/Vertriebsfolgepro-
vision oder die Art der Sachleistung die von den Vertriebspartnern
getätigten Dienstleistungen beeinflussen können. Da wir diese Ver-
gütungen aus den unsererseits von den Investmentgesellschaften
erhaltenen zeitanteiligen Bestandsvergütung/Vertriebsprovision 
weitergeben, entstehen Ihnen hierdurch keine zusätzlichen Kosten.

Bei zeitlich befristeten Sparplänen mit einer Kostenvorausbelastung
wird Ihnen für den vergünstigten Erwerb von Anteilen oder Aktien an 
Investmentvermögen ein Abschlussentgelt berechnet. Die Höhe des

mentvermögen, der Höhe des regulären Ausgabeaufschlages sowie
der Laufzeit des Sparplans abhängen. Unsere Vertriebspartner erhal-
ten als Vergütung bis zu 100 % des Abschlussentgelts, was unsere
Vertriebspartner bei der Produktauswahl beeinflussen könnte. Ob
und inwieweit unsere Vertriebspartner weiteren Interessenkonflikten 
unterliegen, ist uns nicht bekannt und hängt im Einzelfall von dem
Geschäftsmodell des Vertriebspartners ab. 

Abschließend möchten wir Sie darüber informieren, dass wir Trans-
aktionen in Anteilen oder Aktien an Investmentvermögen grundsätz-
lich über die jeweiligen Investmentgesellschaften abwickeln. Auch
wenn über andere Bezugsquellen, wie z. B. über die Börse, im Einzel-
fall günstigere Erwerbskonditionen möglich sein sollten, sehen wir
diese Art der Abwicklung unter Berücksichtigung aller Umstände als

Nähere Informationen – insbesondere zu den von der Bank erhaltenen
und gewährten Vergütungen bzw. Zuwendungen – können Sie bei 
uns anfordern.

Geldanlage ist Vertrauenssache. Dieser Verantwortung sind wir 
uns bewusst und nehmen diese Verantwortung gerne an.

Interesse unserer Kunden genießt hierbei grundsätzlich Vorrang. 

terinnen und Mitarbeiter angemessene Maßnahmen und Grund-
sätze aufgestellt, um dieser Verantwortung gerecht zu werden. 

Abschlussentgelts kann unter anderem von dem gewählten Invest- 

die für Sie vorteilhaftere Abwicklung an.

Besondere Bedingungen für vermögenswirksame Wertpapier-
sparverträge (gültig ab 1. Juli 2012)

1.   Abweichung und Ergänzung zu den Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen der Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgen- 
den „AGB“ genannt), Verfahrensweise bei Ablauf der Sperr-
frist/vorzeitiger Verfügung

(1) Abweichung und Ergänzung 
Für vermögenswirksame Sparverträge gelten in Abweichung 
und Ergänzung zu den AGB diese Besonderen Bedingungen 
für vermögenswirksame Wertpapiersparverträge (im Nachfol-
genden „Besondere Bedingungen“ genannt).

(2) Ablauf der Sperrfrist/Vorzeitige Verfügung
Nach Ablauf der Sperrfrist (vgl. Nr. 3) oder nach eventuellen 
vorzeitigen Verfügungen sind jedoch allein die AGB maßgeb-
lich. Sollte unter derselben Depotnummer bereits ein Unter-
depot vorhanden sein, für das allein die AGB maßgeblich sind, 
werden nach Ablauf der Sperrfrist oder nach einer eventuell 
vorzeitigen Teilverfügung verbleibende Investmentanteile auf 
dieses Unterdepot übertragen; das den Besonderen Bedingun-
gen unterliegende Unterdepot wird dann geschlossen.

2.   Dauer der Einzahlungspflicht 
Der Kunde verpflichtet sich, für die Dauer von sechs Jahren ab 
Vertragsabschluss laufend vermögenswirksame Leistungen 
zum Kauf von Investmentanteilen einzahlen zu lassen. Höhe 
und Frequenz der Einzahlungen können jedoch jederzeit 
geändert werden.

3.   Sperrfrist
Die erworbenen Investmentanteile sind bis zum Ablauf einer Frist

alle aufgrund des vermögenswirksamen Sparvertrages angeleg- 
ten vermögenswirksamen Leistungen und beginnt am 1. Januar
des Kalenderjahres, in dem die erste vermögenswirksame Leis-
tung bei der Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank“

4.   Ruhen des Aufrechnungs- und Pfandrechts
Abweichend von Nr. 15 der AGB ruhen Aufrechnungs- und 
Pfandrecht der Bank während der Sperrfrist.

5.   Einschränkung des Kündigungsrechts des Kunden
Abweichend von Nr. 18 der AGB steht dem Kunden ausschließ-
lich das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund zu.

6.   VL-Anschlussvertrag
Vor Ende der Einzahlungszeit von vermögenswirksamen Leis- 
tungen gemäß Nr. 2 im Rahmen des vermögenswirksamen 
Sparvertrages durch den Arbeitgeber, kommt auf schriftliche 
Mitteilung der Bank ein neuer vermögenswirksamer Sparver- 
trag nach Maßgabe dieser Besonderen Bedingungen (VL-An- 
schlussvertrag) über die Einzahlung von vermögenswirksamen
Leistungen zum Kauf von Investmentanteilen des ausgewählten
Zielinvestmentvermögens zustande, sofern der Kunde nicht in-

VL-Anschlussvertrages widerspricht. Für den VL-Anschlussver-
trag gelten ebenfalls diese Besonderen Bedingungen.

Ergänzende Hinweise für den Kunden

1.   Bei einem vermögenswirksamen Sparvertrag handelt es sich
um eine Anlage nach § 2 Absatz (1) Ziffer 1 Buchst. c und § 4 
des 5. Vermögensbildungsgesetzes.

2.   Ein vermögenswirksamer Sparvertrag unterliegt einer steuer-

stimmte Grenzen nicht überschreitet. Eine etwaige Arbeitneh- 
mer-Sparzulage hat der Kunde beim für ihn zuständigen Finanz-
amt zu beantragen. Die dem Antrag beizufügende Bescheini- 
gung wird dem Kunden von der Bank übersandt.

3.   Falls über zwölf Monate hinweg durchgängig während der 

ges keinerlei Zahlungen geleistet werden, ist dieser vermögens-
wirksame Sparvertrag unterbrochen und kann nicht fortgeführt
werden. Im Fall der Unterbrechung eines vermögenswirksamen
Sparvertrages hat der Kunde jedoch weiterhin die Möglichkeit, 
vermögenswirksame Leistungen ggf. im Rahmen eines weiteren
Sparvertrages (z. B. eines VL-Anschlussvertrages) einzahlen 
zulassen.

4.   Verfügt der Kunde während der siebenjährigen Sperrfrist eines
vermögenswirksamen Sparvertrages vorzeitig über die erwor- 
benen Investmentanteile, hat dies den Verlust der Arbeitneh-
mer-Sparzulage – auch für die Vergangenheit – zur Folge, so- 
fern nicht gesetzlich bestimmte Ausnahmefälle vorliegen.

nerhalb einer angemessenen Frist dem Zustandekommen des 

von sieben Jahren (Sperrfrist) festgelegt. Die Sperrfrist gilt für 

genannt) eingeht.
lichen Förderung, sofern das Arbeitseinkommen des Kunden be-

sechsjährigen Laufzeit eines vermögenswirksamen Sparvertra- 
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Besondere Bedingungen für die Nutzung des Fondsbanking und  
des InfoManager (gültig ab 1. Juli 2012)

1.    Leistungsangebot/Widerruf der Fondsbankingverein- 
        barung und Definitionen

(1) Der Kunde kann Bankgeschäfte mittels Fondsbanking in dem 
von der Fondsdepot Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank” ge- 
nannt) angebotenen Umfang abwickeln. Zudem kann er Infor- 
mationen der Bank mittels Fondsbanking bzw. den InfoManager 
abrufen.
(2) Konto-/Depotinhaber und Bevollmächtigte werden im 
Nachfolgenden als Nutzer bezeichnet. 
(3) Für das Fondsbanking sind nur natürliche Personen nutzungs- 
berechtigt. Sofern der Nutzer eine juristische Person ist und das 
Fondsbanking nutzen möchte, muss er eine oder mehrere nut- 
zungsberechtigte natürliche Personen als Nutzer benennen.
(4) Der Nutzer ist berechtigt, seine Einwilligung zur Nutzung des 
Fondsbanking jederzeit schriftlich zu widerrufen. Im Fall des Wi- 
derrufs der Einwilligung zur Nutzung des Fondsbanking durch  
den Kunden entfällt die Nutzungsberechtigung auch für alle von 
ihm bevollmächtigten Nutzer, es sei denn der Widerruf ist aus- 
drücklich auf den widerrufenden Kunden beschränkt. Widerruft 
ein Kunde eines Gemeinschaftsdepots mit Einzelverfügungsbe- 
rechtigung seine Einwilligung zur Nutzung des Fondsbanking, 
so entfällt die Nutzungsberechtigung auch für alle anderen 
Kunden sowie für alle bezüglich dieses Depots/Kontos bevoll-
mächtigten Nutzer, es sei denn, der Widerruf ist ausdrücklich 
auf den widerrufenden Kunden beschränkt. 
(5) Personalisierte Sicherheitsmerkmale sind: 
– die persönliche Identifikationsnummer (PIN),
– einmal verwendbare Transaktionsnummern (iTAN/TAN). 
(6) Das Authentifizierungsinstrument ist die von der Bank zur 
Verfügung gestellte Transaktionsnummern-Liste.

2.    Leseberechtigung/Transaktionsberechtigung 
Der Nutzer kann Depotbestände, Kontostände, Spar- und Aus- 
zahlpläne, Depotumsätze und persönliche Daten (z. B. Adresse  
und Freibeträge) über Internet einsehen (Leseberechtigung). Fer- 
ner kann der Nutzer Kauf-, Verkaufs- und Tauschaufträge, Über- 
weisungsaufträge vom Geldkonto auf ein vom Geldkonto abwei- 
chendes Referenzkonto veranlassen und Aufträge zu Spar- und 
Auszahlplänen über Internet erteilen (Transaktionsberechtigung). 

Je nach Wunsch kann der Nutzer beim Fondsbanking entweder 
sowohl eine Lese- als auch eine Transaktionsberechtigung erhal- 
ten oder aber seine Zugriffsmöglichkeiten auf die Leseberech- 
tigung beschränken. Für Minderjährige ist lediglich die Einräu- 
mung einer Leseberechtigung möglich. Produkte der Bank, 
für die Besondere Bedingungen gelten (z. B. VL-Depots), sind 
von der Transaktionsberechtigung ausgeschlossen.

3.    Zugangsberechtigung 
Für die gewünschte Lese- bzw. Transaktionsberechtigung er- 
teilt die Bank dem Nutzer brieflich eine Zugangskennung und 
eine persönliche Identifikationsnummer (PIN). Daneben sendet 
die Bank mit gesonderter Post eine Liste mit Transaktionsnum- 
mern zu. Die PIN muss beim ersten Zugang geändert werden. 
Jede Transaktionsnummer kann nur einmal verwendet werden. 
Bei Bedarf erhält der Nutzer eine neue Liste mit Transaktions-
nummern. Bei Gemeinschaftsdepots mit Einzelverfügungsbe- 
rechtigung muss der Auftrag für die Freischaltung zum Fonds- 
banking von allen Kunden unterschrieben werden. Jeder Kunde, 
der das Fondsbanking nutzen will, erhält einen eigenen Zugang 
mit eigener Zugangskennung, eigener PIN und eigenen Trans- 
aktionsnummern. Für Gemeinschaftsdepots mit gemeinschaft- 
licher Verfügungsberechtigung ist eine Nutzung des Fondsban- 
king nicht möglich. Sofern der Nutzer des Fondsbanking nicht 
mit dem/den Kunden identisch ist (z. B. Bevollmächtigter), so ist 
der Auftrag für die Freischaltung zum Fondsbanking ebenfalls 
von dem/den Kunden zu unterschreiben.

4.    Verfahren
(1) Der Nutzer hat mittels Fondsbanking Zugang zum Konto/De- 
pot, wenn er zuvor seine Kundennummer sowie seine PIN einge- 
geben hat, die Prüfung dieser Daten bei der Bank eine Zugangs- 
berechtigung des Nutzers ergeben hat und keine Sperre des Zu- 
gangs vorliegt. Nach Gewährung des Zugangs zum Fondsbanking 
kann der Nutzer Informationen abrufen oder Aufträge erteilen.
(2) Zur Freigabe einer Verfügung hat der Nutzer zusätzlich eine 
Transaktionsnummer einzugeben. Die erforderlichen Transakti- 
onsnummern werden dem Nutzer auf einer Liste zur Verfügung 
gestellt, die einmal verwendbare Transaktionsnummern enthalten.

5.   Fondsbanking-Aufträge 

5.1 Auftragserteilung und Autorisierung 
Der Nutzer muss Fondsbanking-Aufträge (z. B. eine Kauf- oder 
Verkaufsorder) zu deren Wirksamkeit mit einer Transaktions-
nummer autorisieren und der Bank mittels Fondsbanking über- 
mitteln. Die Bank bestätigt mittels Fondsbanking den Eingang 
des Auftrags.

5.2 Widerruf von Aufträgen 
Der Rückruf oder die Änderung von Aufträgen kann nur außer- 
halb des Fondsbanking-Verfahrens erfolgen. Die Bank kann einen  
Rückruf oder eine Änderung allerdings nur beachten, wenn ihr 
diese Nachricht so rechtzeitig zugeht, dass ihre Berücksichtigung 
im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs möglich ist.

6.    Bearbeitung von Fondsbanking-Aufträgen durch die  
        Bank/Verfügbarkeit des Fondsbanking 

(1) Die Bearbeitung der Fondsbanking-Aufträge erfolgt an den 

im Preis- und Leistungsverzeichnis bekannt gegebenen Ge- 
schäftstagen im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsab- 
laufes. Geht der Auftrag nach dem im Preis- und Leistungsver- 
zeichnis bestimmten Zeitpunkt (Annahmefrist) ein oder fällt 
der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschäftstag ge- 
mäß Preis- und Leistungsverzeichnis der Bank, so gilt der Auf- 
trag als am darauf folgenden Geschäftstag zugegangen. Die 
Bearbeitung beginnt erst an diesem Tag. 
(2) Die Bank wird den Auftrag ausführen, sofern der Nutzer sich 
mit seinem personalisierten Sicherheitsmerkmal legitimiert hat.
(3) Sollte der Bank die Ausführung des Auftrags unmöglich 
sein, wird sie den Nutzer über die Nichtausführung und soweit 
möglich über deren Gründe schriftlich informieren. Dies gilt 
nicht, wenn die Angabe von Gründen gegen sonstige Rechts-
vorschriften verstößt.
(4) Der Nutzer nimmt zur Kenntnis, dass die Verfügbarkeit des 
Fondsbanking aufgrund von Störungen von Netzwerk- oder 
Telekommunikationsverbindungen, höhere Gewalt, aufgrund 
von für den reibungslosen Betriebsablauf erforderlichen War- 
tungsarbeiten oder sonstiger Umstände eingeschränkt oder 
zeitweise ausgeschlossen sein kann. Eine Haftung der Bank aus 
diesem Grund ist ausgeschlossen.

7.    Fondsbanking-Bankverbindung/Geldkonto/Betragsgrenze    
        für Onlineaufträge

(1) Für die Bearbeitung von Fondsbanking-Aufträgen ist es er- 
forderlich, dass zum Depot mindestens eine hinterlegte Kunden- 
bankverbindung (Geldkonto bei der Bank oder externe Bankver- 
bindung), für welche hiermit eine Einzugsermächtigung erteilt 
wird, besteht. Die Bank wird per Fondsbanking erteilte Aufträge 
nur ausführen, wenn der Gegenwert von der im Fondsbanking 
Kauf-Auftrag ausgewählten Kundenbankverbindung eingezogen 
werden soll. Erlöse aus Verkäufen von Anteilen oder Aktien an 
Investmentvermögen werden ausschließlich zu Gunsten der im 
Fondsbanking Verkaufs-Auftrag ausgewählten Kundenbank-
verbindung überwiesen. Eine Änderung der Kundenbankver-
bindungen ist der Bank schriftlich bekannt zu geben.
(2) Unterhält der Nutzer kein Geldkonto oder ist das Geldkonto 
nicht das Fondsbanking-Referenzkonto und erteilt der Nutzer 
Kaufaufträge zu Gunsten eines Depots der Bank per Fondsban- 
king, so wird die Bank den Kaufauftrag nur dann ohne vorher- 
gehenden Geldeingang ausführen, wenn das Ordervolumen 
50.000,00 EUR nicht übersteigt.
(3) Unterhält der Nutzer bei der Bank ein Geldkonto, so darf der 
Nutzer Verfügungen zu Lasten des Geldkontos nur im Rahmen 
des Kontoguthabens oder eines zuvor eingeräumten Kredites 
vornehmen. Auch wenn der Nutzer diese Nutzungsgrenzen bei 
seinen Verfügungen nicht einhält, ist die Bank berechtigt aber 
nicht verpflichtet, die erteilte Fondsbankingorder auszuführen. 
Im Falle der Ausführung liegt eine geduldete Kontoüberziehung 
vor; die Bank ist berechtigt, in diesem Fall den für geduldete 
Kontoüberziehungen geltenden Zinssatz zu verlangen.

8.    Sorgfaltspflichten des Nutzers

8.1 Technische Verbindung zum Fondsbanking 
Der Nutzer ist verpflichtet, die technische Verbindung zum Fonds- 
banking nur über die von der Bank für das Online-Banking be-
reitgestellten Internetdienste oder Applikationen herzustellen.

8.2 Geheimhaltung der personalisierten Sicherheitsmerkmale 
        und sichere Aufbewahrung der Authentifizierungs- 
        instrumente

(1) Der Nutzer hat
– seine personalisierten Sicherheitsmerkmale [siehe Nr. 1

Absatz (5)] geheim zu halten sowie
– sein Authentifizierungsinstrument [siehe Nr. 1 Absatz (6)]

vor dem Zugriff anderer Personen sicher zu verwahren. 
(2) Insbesondere ist Folgendes zum Schutz des personalisier-
ten Sicherheitsmerkmals sowie des Authentifizierungsinstru-
ments zu beachten: 
– Das personalisierte Sicherheitsmerkmal darf nicht elektro-

nisch gespeichert werden (z. B. auf dem Computersystem 
des Kunden).

– Bei Eingabe des personalisierten Sicherheitsmerkmals ist
sicherzustellen, dass andere Personen dieses nicht ausspähen 
können. 

– Das personalisierte Sicherheitsmerkmal darf nicht außerhalb
der Internetseiten der Bank eingegeben werden. Die Inter-
netseite der Bank ist hierzu direkt oder über einen von der 
Bank zur Verfügung gestellten Link aufzurufen.

– Das personalisierte Sicherheitsmerkmal darf nicht außerhalb
 

eingegeben werden.
– Der Nutzer darf zur Autorisierung z. B. eines Auftrags nicht

mehr als eine Transaktionsnummer verwenden.

8.3 Sicherheit des Kundensystems 
Der Nutzer muss die Sicherheitshinweise auf der Internetseite 
der Bank zum Fondsbanking beachten (insbesondere die Maß- 
nahmen zum Schutz der eingesetzten Hard- und Software des 
Computersystems des Nutzers).

8.4 Kontrolle der Auftragsdaten mit von der Bank 
        angezeigten Daten 

Soweit die Bank dem Nutzer Daten aus seinem Fondsbanking-
Auftrag (z. B. Betrag, Kontonummer des Zahlungsempfängers, 

Wertpapierkennnummer) im Kundensystem zur Bestätigung 
anzeigt, ist der Nutzer verpflichtet, vor der Bestätigung die Über- 
einstimmung der angezeigten Daten mit den für die Transak-
tion vorgesehenen Daten zu prüfen.

9.    Anzeige- und Unterrichtungspflichten

9.1 Sperranzeige
(1) Stellt der Nutzer den Verlust oder den Diebstahl des Authen- 
tifizierungsinstruments, die missbräuchliche Verwendung oder 
die sonstige nicht autorisierte Nutzung seines Authentifizierungs- 
instruments oder seines persönlichen Sicherheitsmerkmals fest, 
muss der Nutzer die Bank hierüber unverzüglich unterrichten 
(Sperranzeige). 
Der Nutzer hat folgende Möglichkeiten, eine Sperranzeige 
gegenüber der Bank abzugeben: 
– über das Fondsbanking, 
– während der Service-Zeiten über die telefonische Kunden-

betreuung, 
– über die 24-Stunden-Hotline außerhalb der Service-Zeiten. 
(2) Der Nutzer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverzüg- 
lich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen. 
(3) Hat der Nutzer den Verdacht, dass eine andere Person un- 
berechtigt
– den Besitz an seinem Authentifizierungsinstrument oder die

Kenntnis seines personalisierten Sicherheitsmerkmals erlangt 
hat oder 

– das Authentifizierungsinstrument oder das personalisierte
Sicherheitsmerkmal verwendet, 

muss er ebenfalls unverzüglich eine Sperranzeige abgeben. 

9.2 Unterrichtung über nicht autorisierte oder fehlerhaft
ausgeführte Aufträge 
Der Kunde hat die Bank unverzüglich nach Feststellung eines 
nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Auftrags 
hierüber zu unterrichten.

10. Nutzungssperre 

10.1 Sperre auf Veranlassung des Nutzers 
Die Bank sperrt auf Veranlassung des Nutzers, insbesondere 
im Fall der Sperranzeige nach Nr. 9.1, 
– den Fondsbanking-Zugang für ihn oder alle Nutzer oder 
– sein Authentifizierungsinstrument. 

10.2 Sperre auf Veranlassung der Bank
(1) Die Bank darf den Fondsbanking-Zugang für einen Nutzer 
sperren, wenn
– die PIN dreimal falsch eingegeben wurde,
– sie berechtigt ist, den Fondsbanking-Vertrag aus wichtigem

Grund zu kündigen, 
– sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit des 

Authentifizierungsinstruments oder des personalisierten 
Sicherheitsmerkmals dies rechtfertigen oder

– der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrügeri-
schen Verwendung des Authentifizierungsinstruments besteht. 

(2) Die Bank wird den Kunden unter Angabe der hierfür maß- 
geblichen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch unverzüg-
lich nach der Sperre unterrichten.

10.3 Aufhebung der Sperre
Die Bank wird eine Sperre aufheben oder das personalisierte 
Sicherheitsmerkmal beziehungsweise das Authentifizierungsins- 
trument austauschen, wenn die Gründe für die Sperre nicht mehr 
gegeben sind. Hierüber unterrichtet sie den Kunden unverzüglich.

11. Haftung

11.1 Haftung des Kunden bei missbräuchlicher Nutzung  
        seines Authentifizierungsinstruments

11.1.1 Haftung des Kunden für nicht autorisierte Zahlungs- 
        vorgänge vor der Sperranzeige

(1) Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperr- 
anzeige auf der Nutzung eines verlorengegangenen, gestohle-
nen oder sonst abhandengekommenen Authentifizierungsins-
truments, haftet der Kunde für den der Bank hierdurch entste- 
henden Schaden bis zu einem Betrag von 150,00 EUR, ohne 
dass es darauf ankommt, ob den Nutzer an dem Verlust, Dieb- 
stahl oder sonstigen Abhandenkommen des Authentifizierungs- 
instruments ein Verschulden trifft.
(2) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zah- 
lungsvorgängen aufgrund einer missbräuchlichen Verwendung 
eines Authentifizierungsinstruments, ohne dass dieses verloren- 
gegangen, gestohlen oder sonst abhandengekommen ist, haftet 
der Kunde für den der Bank hierdurch entstehenden Schaden bis 
zu einem Betrag von 150,00 EUR, wenn der Nutzer seine Pflicht  
zur sicheren Aufbewahrung der personalisierten Sicherheits-
merkmale schuldhaft verletzt hat.
(3) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Num- 
mern 11.1.1 Absatz (1) und 11.1.1 Absatz (2) verpflichtet, wenn 
der Nutzer die Sperranzeige nach Nr. 9.1 nicht abgeben konnte, 
weil die Bank nicht die Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperr- 
anzeige sichergestellt hatte und der Schaden dadurch einge- 
treten ist.
(4) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zah- 
lungsvorgängen und hat der Nutzer seine Sorgfaltspflichten 
nach diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig ver- 

• der Internetseite der Bank
• der von der Bank zur Verfügung gestellten Applikationen
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letzt oder in betrügerischer Absicht gehandelt, trägt der Kunde 
den hierdurch entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe  
Fahrlässigkeit des Nutzers kann insbesondere vorliegen, wenn er
– den Verlust oder Diebstahl des Authentifizierungsinstruments-

oder die missbräuchliche Nutzung des Authentifizierungs-
instruments oder des personalisierten Sicherheitsmerkmals 
der Bank nicht unverzüglich anzeigt, nachdem er hiervon 
Kenntnis erlangt hat (siehe Nr. 8.1),

– das personalisierte Sicherheitsmerkmal in seinem Computer-
system gespeichert hat (siehe Nr. 8.2 Absatz (2), 1. Punkt), 

– das personalisierte Sicherheitsmerkmal einer anderen Person
mitgeteilt oder das Authentifizierungsinstrument einem 
Dritten zugänglich gemacht hat und der Missbrauch dadurch 
verursacht wurde (siehe Nr. 8.2 Absatz (1), 2. Punkt),

– das personalisierte Sicherheitsmerkmal erkennbar außerhalb
der gesondert vereinbarten Internetseiten eingegeben hat 
(siehe Nr. 8.2 Absatz (2), 3. Punkt),

– das personalisierte Sicherheitsmerkmal außerhalb des Fonds-
banking-Verfahrens, beispielsweise per E-Mail, weitergege- 
ben hat (siehe Nr. 8.2 Absatz (2), 4. Punkt), 

– die PIN auf dem Authentifizierungsinstrument vermerkt oder
zusammen mit diesem verwahrt hat, 

– mehr als eine Transaktionsnummer zur Autorisierung eines
Auftrags verwendet hat (siehe Nr. 8.2 Absatz (2), 5. Punkt).

11.1.2 Haftung bei nicht autorisierten Wertpapiertrans- 
        aktionen vor der Sperranzeige 

Beruhen nicht autorisierte Wertpapiertransaktionen vor der 
Sperranzeige auf der Nutzung eines verlorengegangenen oder  
gestohlenen Authentifizierungsinstruments oder auf der sonsti- 
gen missbräuchlichen Nutzung des personalisierten Sicherheits- 
merkmals oder des Authentifizierungsinstruments und ist der 
Bank hierdurch ein Schaden entstanden, haften der Kunde 
und die Bank nach den gesetzlichen Grundsätzen des Mitver-
schuldens.

11.1.3 Haftung der Bank ab der Sperranzeige
Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Nutzers erhalten hat, 
übernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte Fondsban- 
king-Verfügungen entstehenden Schäden. Dies gilt nicht, wenn 
der Nutzer in betrügerischer Absicht gehandelt hat.

11.1.4 Haftungsausschluss 
Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen An-

spruch begründenden Umstände auf einem ungewöhnlichen 
und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das diejenige Par- 
tei, die sich auf dieses Ereignis beruft, keinen Einfluss hat und 
dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von 
ihr nicht hätten vermieden werden können.

12. InfoManager

12.1 Hinterlegung von Dokumenten, Verzicht auf 
         postalischen Versand 

(1) Die Bank stellt dem Kunden alle Dokumente, Mitteilungen 
und Erklärungen (im Nachfolgenden „Dokumente“ genannt) 
wie z. B. AGB-Änderungen, Mitteilungen über Zinssatzände- 
rungen und Depotabrechnungen im InfoManager zur Verfügung, 
soweit nicht ausdrücklich Schriftform vorgeschrieben ist.  
Der Kunde kann die im InfoManager hinterlegten Dokumente 
ansehen, ausdrucken und herunterladen.
(2) Der Kunde verzichtet ausdrücklich auf den postalischen 
Versand der für das Depot in den InfoManager eingestellten 
Dokumente. 
(3) Die Bank behält sich vor, Dokumente postalisch bzw. auf an- 
dere Weise dem Kunden zur Verfügung zu stellen, wenn dies 
gesetzliche Vorgaben erforderlich machen oder es aufgrund an- 
derer Umstände unter Berücksichtigung der Anlegerinteressen 
zweckmäßig erscheint, weil z. B. der InfoManager zeitweise nicht 
zur Verfügung steht. Die Bank behält sich vor, die Auswahl der 
in den InfoManager einzustellenden Dokumente zu ändern. 

12.2 Kontrollpflicht, Information des Kunden
(1) Der Kunde ist verpflichtet, den InfoManager auf den Ein- 
gang neuer Dokumente zu kontrollieren, die hinterlegten Do- 
kumente abzurufen sowie deren Inhalt zu überprüfen. Die Kon- 
trolle ist regelmäßig und zeitnah, insbesondere jedoch dann 
vorzunehmen, wenn aufgrund eines zuvor erteilten Auftrages 
mit der Einstellung neuer Dokumente zu rechnen ist. Eventu-
elle Unstimmigkeiten sind der Bank unverzüglich anzuzeigen.
(2) Die Bank wird den Kunden bei Einstellung eines neuen 
Dokuments per E-Mail hierüber informieren. Diese E-Mail dient 
jedoch lediglich der Information und entbindet den Kunden 
nicht von seiner Kontrollpflicht.
(3) Dokumente, die dem Kunden im InfoManager hinterlegt 
werden, gelten mit Einstellung und der Möglichkeit des Abrufs 
als zugegangen.

12.3 Verfügbarkeit, Unveränderbarkeit von Dokumenten, 
        Haftung

(1) Der Kunde nimmt zur Kenntnis, dass die Verfügbarkeit des 
InfoManager aufgrund von Störungen von Netzwerk oder Tele- 
kommunikationsverbindungen, höherer Gewalt, aufgrund von 
für den reibungslosen Betriebsablauf erforderlichen Wartungs- 
arbeiten oder sonstiger Umstände eingeschränkt oder zeitwei- 
se ausgeschlossen sein kann.
(2) Die in den InfoManager eingestellten Dokumente werden 
dem Kunden im PDF-Format zur Verfügung gestellt. Die Bank 
garantiert die Unveränderbarkeit der Daten, sofern die Daten  
im InfoManager gespeichert oder aufbewahrt werden. Werden 
Dokumente außerhalb des InfoManager gespeichert, aufbe-
wahrt oder in veränderter Form in Umlauf gebracht, wird die 
Bank hierfür keine Haftung übernehmen. 
Die Anerkennung der im InfoManager gespeicherten Dokumente 
durch Steuer- oder Finanzbehörden kann durch die Bank nicht 
gewährleistet werden. Eine vorherige Erkundigung beim zu-
ständigen Finanzamt obliegt dem Kunden.

12.4 Dauer der Hinterlegung
Im InfoManager werden die Dokumente des laufenden sowie 
des vorherigen Kalenderjahres vorgehalten. Jeweils zum Kalen- 
derjahreswechsel wird die Bank die Dokumente des vorver- 
gangenen Jahres automatisch und ohne zusätzliche Mitteilung 
an den Kunden aus dem InfoManager entfernen.

12.5  Kündigung, Beendigung der Geschäftsbeziehungen
(1) Der Kunde kann ohne Angabe von Gründen die Nutzung 
des InfoManager jederzeit schriftlich kündigen. Ab Zugang der 
Kündigung zuzüglich einer angemessenen Bearbeitungszeit 
werden alle Dokumente per Post an die vom Kunden angege-
bene Adresse versendet. 
(2) Die Bank kann die Nutzung des InfoManager mit einer Frist 
von zwei Monaten kündigen. Das Recht zur außerordentlichen 
Kündigung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt. Sämt- 
liche nach Wirksamwerden der Kündigung erstellten Dokumente 
werden gemäß den AGB dem Kunden postalisch zugesandt.
(3) Der Kunde verpflichtet sich, bis zum Wirksamwerden der 
Kündigung bzw. zur Beendigung der Geschäftsbeziehung alle 
im InfoManager gespeicherten Dokumente zu kontrollieren 
und diese eventuell auszudrucken oder abzuspeichern. Eine 
Verpflichtung zum nachträglichen unentgeltlichen Versand von 
den zu diesem Zeitpunkt in den InfoManager eingestellten 
Dokumenten besteht nicht.

* Dieses Entgelt wird nur erhoben, sofern der Kunde die Postretoure/Rücklastschrift/Anschriftenermittlung/Mahnung zu vertreten hat. Dem Kunden ist der Nachweis gestattet, dass der Bank kein oder ein
geringerer Schaden entstanden ist.

** Bei umfangreichen Auflistungen wird das Entgelt dem Aufwand entsprechend erhoben (je Stunde 50,00 EUR).

Preis- und Leistungsverzeichnis (gültig ab 1. Juli 2012)

Preisangaben inkl. MwSt. (siehe auch Nr. 13 der Allgemeinen Ge- 
schäftsbedingungen der Fondsdepot Bank GmbH [im Nachfolgen- 
den „AGB” genannt]).

Depotführungsentgelte/Zinssätze

Fondsdepot  
Für die Bereitstellung eines Fondsdepots erhebt die Fondsdepot 
Bank GmbH (im Nachfolgenden „Bank” genannt) je Depot ein pau- 
schales Entgelt nach folgender Staffel: Werden am Stichtag keine 
Anteile oder Aktien an Investmentvermögen (im Nachfolgenden 
„Investmentanteile“ genannt) oder Investmentanteile von bis zu 3 
verschiedenen Sondervermögen/Teilfonds/Anteilklassen bzw. An- 
lageaktien/Teilgesellschaftsvermögen/Aktienklassen im Fondsde- 
pot verwahrt und verwaltet, beträgt das Entgelt 25,00 EUR p. a.; 
werden am Stichtag Investmentanteile von mehr als 3 verschiede- 
nen Sondervermögen/Teilfonds/Anteilklassen bzw. Anlageaktien/
Teilgesellschaftsvermögen/Aktienklassen im Fondsdepot verwahrt 
und verwaltet, beträgt das Entgelt 45,00 EUR p. a. 

Stichtag für die Feststellung der Entgelthöhe ist bei
– unterjähriger Verbuchung zusätzlicher Investmentanteile bzw.

unterjähriger Eröffnung des Fondsdepots oder unterjähriger Fort- 
führung eines VL-Fondsdepots der letzte Bankarbeitstag des Ka- 
lenderquartals, in dem die Verbuchung bzw. Eröffnung oder Fort- 
führung erfolgt ist,

– bereits zu Jahresbeginn bestehenden Fondsdepots der letzte
Bankarbeitstag des abgelaufenen Kalenderjahres. 

Kriterium für die Verschiedenheit eines Sondervermögen/Teil- 
fonds/Anteilklassen bzw. Anlageaktien/Teilgesellschaftsvermögen/ 
Aktienklassen ist das Vorliegen einer eigenen ISIN [International 
Securities Identification Number (Internationale Wertpapierkenn-
nummer)].

Das Entgelt für das jeweils laufende Jahr wird Anfang Januar erho- 
ben. Bei unterjährig eröffneten Fondsdepots, bei unterjähriger Ver- 
buchung zusätzlicher Investmentanteile, unterjähriger Fortführung 
eines VL-Fondsdepots oder unterjährigen Wegfalls der Vorausset- 
zungen für ein Einsteiger-Depot wird das Entgelt für das verblei- 
bende Kalenderjahr anteilig pro angefangenem Monat im ersten 
Monat des auf den Eröffnungs-, Verbuchungs-, Fortführungs- bzw. 
Wegfalltermin folgenden Kalenderquartals erhoben.

Einsteiger-Depot  
Abweichend zum Fondsdepot beträgt das Entgelt für ein Einsteiger- 
Depot 15,00 EUR p. a. Bei Wegfall der Voraussetzungen für ein Ein- 
steiger-Depot erhebt die Bank die Entgelte entsprechend einem 
Fondsdepot.

VL-Fondsdepot 
Abweichend zum Fondsdepot erhebt die Bank für die Vertragslauf- 
zeit im Rahmen eines vermögenswirksamen Sparvertrages (im 
Nachfolgenden „VL-Vertrag“ genannt) und VL-Anschlussvertrages 
ein einmaliges Entgelt von 84,00 EUR, das nach Ablauf der Sperr- 
frist oder im Falle einer vorzeitigen Verfügung über den im Rahmen 
dieses VL-Vertrages erworbenen Bestandes fällig wird. Wird das VL- 
Fondsdepot anschließend fortgeführt, erhebt die Bank jährliche 
Entgelte entsprechend einem Fondsdepot.

StrategieInvestment Fondsdepot in Verbindung mit einem Strate-
gieInvestment Geldkonto 
Abweichend zum Fondsdepot beträgt das Entgelt für ein Strategie- 
Investment Fondsdepot 65,00 EUR p. a. Mit Umwandlung des Stra- 
tegieInvestment Fondsdepot in ein Fondsdepot erhebt die Bank 
die Entgelte entsprechend einem Fondsdepot.

Die Kontoführung für das StrategieInvestment Geldkonto ist 
kostenlos.

Zinssätze für das StrategieInvestment Geldkonto

Die Zinssätze für Einlagen und für geduldete Überziehung darf die 
Bank jederzeit frei festlegen. Der Kunde kann den aktuellen Zinssatz 
dem Internet unter www.fondsdepotbank.de entnehmen oder per 
Telefon erfragen.

Mit Umwandlung des StrategieInvestment Geldkonto in ein Geld- 
konto gelten die Zinsen und Entgelte entsprechend einem Geld- 
konto. 

Geldkonto 
Die Kontoführung ist kostenlos. Die Führung eines Geldkontos ohne 
Depot wird nicht angeboten. 

Zinssätze für das Geldkonto 

Die Zinssätze für EUR – Einlagen, für USD – Einlagen und für gedul- 
dete Überziehungen darf die Bank jederzeit frei festlegen. Der Kun- 
de kann den aktuellen Zinssatz dem Internet unter  
www.fondsdepotbank.de entnehmen oder per Telefon erfragen.

Sonstige Entgelte
Auszahlung per Verrechnungsscheck, telegrafische Überweisung, 
Überweisung in Länder außerhalb der EU, Erstellung von Duplika-
ten (je Duplikat), Bearbeitung von Postretouren*, Bearbeitung von 
Rücklastschriften*, Anschriftenermittlung *
 jeweils 15,00 EUR 

Auflistung von Umsätzen früherer Jahre je Kalenderjahr**, 
Nacherstellen von Steuerbescheinigungen**, Bearbeitung von 
Verpfändungen (ausgenommen Mietkaution)
 jeweils 20,00 EUR

Abwicklung von Nachlässen, Einlieferung von effektiven Stücken 
(je eingelieferte Gattung) 
 jeweils 50,00 EUR

Sollte der Bank auf ausdrücklichen Wunsch bzw. im mutmaßlichen 
Interesse des Kunden erheblicher Bearbeitungsaufwand entstehen, 
so wird die Bank diesen Bearbeitungsaufwand mit 50,00 EUR pro 
angefangener Stunde in Rechnung stellen.
Sollte es im Zusammenhang mit Forderungen gegenüber dem 
Kunden zu Zahlungsverzögerungen kommen, erhebt die Bank 
für die Bearbeitung der 2. und 3. Mahnung* jeweils ein Entgelt in 
Höhe von 5,00 EUR.
Die Bank weist darauf hin, dass dem Kunden über die im Preis- und 
Leistungsverzeichnis bzw. in den AGB aufgeführten Kosten hinaus 
noch weitere Kosten und Steuern entstehen können, die nicht von 
der Bank gezahlt oder von der Bank in Rechnung gestellt werden.

Wichtige Hinweise
Die Annahmefrist für Wertpapieraufträge endet an jedem Ge- 
schäftstag der Bank um 17:00 Uhr. Erfolgt der Eingang an einem Ge- 
schäftstag nach diesem genannten Annahmezeitpunkt, so gilt die- 
ser Auftrag im Hinblick auf die Ausführungsfristen als am nächsten 
Geschäftstag zugegangen.
Geschäftstage der Bank sind alle Werktage mit folgenden Aus- 
nahmen: 
– Samstage  
– 24. und 31. Dezember 
– alle bundeseinheitlichen gesetzlichen Feiertage
Die Bank wirkt am Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes 
deutscher Banken e. V. mit und ist der Entschädigungseinrichtung 
deutscher Banken GmbH zugewiesen. Nähere Informationen ent- 
nehmen Sie bitte Nr. 20 der AGB.
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_  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  

1. Sie benötigen folgende Unterlagen:
» den Coupon „POSTIDENT“
» Ihren gültigen Personalausweis oder Reisepass
» alle Antragsunterlagen und ein Kuvert

2. Gehen Sie zu einer Postfi liale und legen Sie dem Postmitarbeiter die Unterlagen vor.

3. Der Postmitarbeiter füllt ein separates Formular für Sie aus.
In seiner Gegenwart prüfen Sie bitte nochmals die Angaben und leisten dann nur noch Ihre Unterschrift.

4. Der Postmitarbeiter sendet das unterschriebene Formular zusammen mit Ihren Unterlagen an AVL.

Sie haben keine deutsche Postfi liale in Ihrer Nähe oder keine Möglichkeit diese persönlich aufzusuchen?
Bitte rufen Sie uns an unter +49 (0)7151 604 59 30 oder senden Sie uns eine E-Mail an info@avl-investmentfonds.de.

_  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  _  

Legitimation PostIdent

             

Wichtig! Bitte nehmen Sie diesen Coupon und lassen
Sie sich bei einer Postfiliale mit einem gültigen Personalausweis 
oder Reisepass identifizieren.

Abrechnungsnummer

                            

                             

Referenznummer

Achtung MaV! 
Barcode einscannen 
POSTIDENT®  BASIC Formular nutzen 
Formular an Absender

Achtung MaV!
Formular und diesen Coupon im Postsache-Fensterbriefumschlag
oder im Kundenrückumschlag an angegebene Anschrift schicken!

MaV: Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die Mitarbeiter-Hotline

             

Wichtig! Bitte nehmen Sie diesen Coupon und lassen
Sie sich bei einer Postfiliale mit einem gültigen Personalausweis 
oder Reisepass identifizieren.

Abrechnungsnummer

                            

                             

Referenznummer

Achtung MaV! 
Barcode einscannen 
POSTIDENT®  BASIC Formular nutzen 
Formular an Absender

Achtung MaV!
Formular und diesen Coupon im Postsache-Fensterbriefumschlag
oder im Kundenrückumschlag an angegebene Anschrift schicken!

MaV: Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die Mitarbeiter-Hotline

AVL Finanzvermittlung
Postfach 1135
71384 Weinstadt

AVL Finanzvermittlung
Postfach 1135
71384 Weinstadt
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